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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 428/2005 DES RATES

vom 10. März 2005

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern mit
Ursprung in der Volksrepublik China und Saudi-Arabien, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr.
2852/2000 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Polyester-
Spinnfasern mit Ursprung in der Republik Korea und zur Einstellung des Antidumpingverfahrens

betreffend solcher Einfuhren mit Ursprung in Taiwan

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh-
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (1) (nachstehend „Grundverordnung“ genannt), insbeson-
dere auf Artikel 9 und Artikel 11 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Beraten-
den Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VERFAHREN

1. GELTENDE MASSNAHMEN

(1) Im Juli 1999 führte der Rat mit der Verordnung (EG) Nr.
1728/1999 (2) endgültige Antidumpingzölle auf die Ein-
fuhren von Polyester-Spinnfasern (nachstehend „PSF“ ge-
nannt) mit Ursprung in Taiwan ein.

(2) Im Dezember 2000 führte der Rat mit der Verordnung
(EG) Nr. 2852/2000 (3) endgültige Antidumpingzölle auf
die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern mit Ursprung
unter anderem in der Republik Korea ein.

(3) Für die ausführenden Hersteller in der Republik Korea
und in Taiwan wurden im Rahmen der oben genannten
Untersuchungen folgende endgültige Antidumpingzölle,
ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Werts frei Grenze
der Gemeinschaft, festgesetzt:

Taiwan

— Far Eastern Textile Ltd 6,8 %

— Nan Ya Plastics Corporation 5,9%

— Shingkong Synthetic Fibres Co. 13,0 %

— Alle übrigen Unternehmen 13,0%

Republik Korea
— Daehan Synthetic Fibre Co. Ltd. 0 %

— Huvis Corporation 4,8 %

— SK Global Co. Ltd. 4,8 %

— Sung Lim Co. Ltd. 0 %

— Alle übrigen Unternehmen 20,2 %

2. LAUFENDE UNTERSUCHUNGEN

(4) Am 19. Dezember 2003 veröffentlichte die Kommission
im Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung
über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betref-
fend die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern mit Ur-
sprung in der Volksrepublik China (nachstehend
„VR China“ genannt) und Saudi-Arabien in die Gemein-
schaft (4) (nachstehend „Bekanntmachung über die Ver-
fahrenseinleitung“ genannt).

(5) Am selben Tag veröffentlichte die Kommission im Amts-
blatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung (5) über
die Einleitung einer Interimsüberprüfung gemäß Arti-
kel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 (nach-
stehend „Grundverordnung“ genannt) bezüglich der mit
den Verordnungen (EG) Nr. 1728/1999 und (EG) Nr.
2852/2000 eingeführten endgültigen Antidumpingmaß-
nahmen gegenüber den Einfuhren von PSF mit Ursprung
in der Republik Korea und Taiwan.

(6) Die Antidumpinguntersuchungen wurden auf einen An-
trag hin eingeleitet, der am 10. November 2003 von der
Internationalen Vereinigung der Chemiefaser-Hersteller
(„Comité International de la Rayonne et des Fibres Syn-
thétiques“, nachstehend „CIRFS“ oder „Antragsteller“ ge-
nannt) im Namen von Herstellern gestellt wurde, auf die
ein wesentlicher Teil, in diesem Falle mehr als 40%, der
Gemeinschaftsproduktion von PSF entfällt. Der Antrag
enthielt Beweise für das Vorliegen von Dumping bei
der genannten Ware und für eine dadurch verursachte
bedeutende Schädigung. Diese Beweise wurden als aus-
reichend angesehen, um die Einleitung der Verfahren zu
rechtfertigen.
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3. UNTERSUCHUNGEN BEZÜGLICH ANDERER LÄNDER UND
GELTENDER MASSNAHMEN

(7) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1522/2000 (6) wurde ein
endgültiger Antidumpingzoll auf die Einfuhren von PSF
mit Ursprung in Australien, Indonesien und Thailand, mit
der Verordnung (EG) Nr. 2852/2000 ein endgültiger An-
tidumpingzoll auf die Einfuhren von PSF mit Ursprung in
Indien und mit der Verordnung (EG) Nr. 1799/2002 (7)
ein endgültiger Antidumpingzoll auf die Einfuhren von
PSF mit Ursprung in Belarus eingeführt.

4. VON DEM VERFAHREN BETROFFENE PARTEIEN

(8) Die Kommission unterrichtete die ihr bekannten ausführ-
enden Hersteller in der VR China, in Saudi-Arabien, Ko-
rea und Taiwan, Einführer/Händler und deren Verbände,
die bekanntermaßen betroffenen Lieferanten und Verwen-
der, die Vertreter der betroffenen ausführenden Länder,
den Antragsteller sowie andere ihr bekannte Gemein-
schaftshersteller offiziell über die Einleitung des Verfah-
rens. Alle interessierten Parteien erhielten die Gelegenheit,
innerhalb der in den Bekanntmachungen über die Ein-
leitung gesetzten Frist ihren Standpunkt schriftlich darzu-
legen und eine Anhörung zu beantragen.

(9) In Anbetracht der großen Zahl der in dem Antrag ge-
nannten ausführenden Hersteller in der VR China, Tai-
wan und Korea und der vielen in der Gemeinschaft an-
sässigen Einführer der betroffenen Ware wurde zur Er-
mittlung von Dumping und Schädigung in beiden Be-
kanntmachungen über die Verfahrenseinleitung die Aus-
wahl einer Stichprobe gemäß Artikel 17 der Grundver-
ordnung erwogen.

(10) Damit die Kommission über die Notwendigkeit einer
Stichprobenauswahl entscheiden und gegebenenfalls
eine Stichprobe bilden konnte, wurden alle ausführenden
Hersteller in den unter Randnummer (9) genannten Län-
dern und die in der Gemeinschaft ansässigen Einführer
aufgefordert, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen
und ihr für den Stichprobenzeitraum (1. Januar 2003 bis
30. November 2003) die in der Bekanntmachung über
die Verfahrenseinleitung aufgeführten grundlegenden In-
formationen zu ihrer Tätigkeit in Verbindung mit der
betroffenen Ware zu übermitteln.

(11) Nach der Prüfung der von den ausführenden Herstellern
in der VR China übermittelten Informationen und ange-
sichts der geringen Anzahl von Antworten auf die Fra-
gen, die im Zusammenhang mit dem in Erwägung gezo-
genen Stichprobenverfahren gestellt worden waren,
wurde entschieden, dass im Hinblick auf die ausführen-
den Hersteller in China kein Stichprobenverfahren not-
wendig war.

(12) Im Falle Koreas antworteten neun ausführende Hersteller
auf die Fragen, die im Zusammenhang mit dem in Erwä-
gung gezogenen Stichprobenverfahren gestellt worden
waren. Für die Stichprobe wurden die drei nach Ausfuhr-
volumen größten ausführenden Hersteller ausgewählt. Ei-
nes dieser Unternehmen war anschließend jedoch nicht
mehr zu einer Zusammenarbeit bereit, so dass das nach
Ausfuhrvolumen viertgrößte Unternehmen an dessen

Stelle trat. Letztendlich wurden die folgenden Unterneh-
men, auf die mehr als 80% der für den Stichprobenzeit-
raum angegebenen Ausfuhren der betroffenen Ware in
die Gemeinschaft entfielen, in die Stichprobe einbezogen:

— Huvis Corporation

— Sung Lim Co. Ltd.

— Saehan Industries Inc.

(13) Im Falle Taiwans antworteten fünf Unternehmen auf die
Fragen, die im Zusammenhang mit dem in Erwägung
gezogenen Stichprobenverfahren gestellt worden waren,
und übermittelten Angaben über ihre Ausfuhrverkäufe
der betroffenen Ware in die Gemeinschaft während des
Stichprobenzeitraums. Für die Stichprobe wurden die drei
nach Ausfuhrvolumen größten ausführenden Hersteller
ausgewählt. Später zeigte sich jedoch, dass eines der in
die Stichprobe einbezogenen Unternehmen die betroffene
Ware im Stichprobenzeitraum nicht in die Gemeinschaft
ausgeführt hatte. Folglich musste das Unternehmen aus
der Stichprobe ausgeschlossen werden. Das viertgrößte
Unternehmen, an das der Fragebogen geschickt wurde,
schien sich in derselben Situation zu befinden. Die Ein-
beziehung eines anderen Unternehmens in die Stichprobe
hätte eine Verlängerung der ursprünglichen Abgabefrist
erfordert und in diesem Stadium der Untersuchung einen
fristgerechten Abschluss der Untersuchung gefährdet. Zu-
dem entfielen auf die beiden anderen Unternehmen der
Stichprobe im Stichprobenzeitraum mehr als 95% der
Ausfuhren der betroffenen Ware in die Gemeinschaft,
so dass sie als repräsentativ erachtet werden konnten.
Die Stichprobe umfasste somit die folgenden zwei Unter-
nehmen:

— Far Eastern Textile Ltd.

— Nan Ya Plastics Corporation

(14) Für die Stichprobe der Einführer wurden auf der Grund-
lage ihrer Einfuhren aus den betroffenen Ländern ur-
sprünglich fünf nicht mit den ausführenden Herstellern
verbundene Unternehmen ausgewählt. Anschließend er-
wies sich, dass eines der in die Stichprobe einbezogenen
Unternehmen nicht zur Mitarbeit bereit war; das Unter-
nehmen wurde aus der Stichprobe ausgeschlossen. Auf
die restlichen vier Unternehmen entfallen 14,6 % der ge-
samten betroffenen Einfuhren. Die Stichprobe umfasste
letztendlich die folgenden Unternehmen:

— S.I.M.P., SpA, Italien

— Highams Group Ltd., Vereinigtes Königreich

— Tob Herman Industries, N.V., Belgien

— Marubeni Europe plc Hamburg Branch, Deutschland

(15) Die Kommission sandte den bekanntermaßen betroffenen
ausführenden Herstellern in der VR China Formulare für
Anträge auf Marktwirtschaftsbehandlung (nachstehend
„MWB“ abgekürzt) bzw. individuelle Behandlung (nach-
stehend „IB“ abgekürzt) zu. Fünf ausführende Hersteller
sowie zwei verbundene Unternehmen beantragten MWB
bzw. individuelle Behandlung, falls die Untersuchung er-
geben sollte, dass sie die MWB-Kriterien nicht erfüllten.
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(16) Die Kommission sandte allen bekanntermaßen betroffe-
nen Parteien und allen anderen Unternehmen, die sich
innerhalb der in den Bekanntmachungen über die Ver-
fahrenseinleitung gesetzten Fristen selbst meldeten, Frage-
bogen zu. Antworten gingen ein von fünf ausführenden
Herstellern in der VR China, zwei ausführenden Herstel-
lern in Saudi-Arabien, den drei in die Stichprobe einbezo-
genen ausführenden Herstellern in Korea, den beiden in
die Stichprobe einbezogenen ausführenden Herstellern in
Taiwan, fünf in der Gemeinschaft ansässigen und mit
einem saudi-arabischen Ausführer verbundenen Einführ-
ern, einem in der Gemeinschaft ansässigen Einführer, der
die betroffene Ware aus Korea einführt, zwei unabhängi-
gen Einführern, die auch Teil der Stichprobe sind, sechs
Gemeinschaftsherstellern, zwei Gemeinschaftsherstellern,
die nicht zu der antragstellenden Partei gehören, zwei
Rohstofflieferanten, zehn Verwendern und einem Herstel-
ler im Vergleichsland (Vereinigte Staaten von Amerika,
nachstehend „USA“ abgekürzt).

(17) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie für
die Ermittlung des Dumpings, der dadurch verursachten
Schädigung und des Interesses der Gemeinschaft für not-
wendig erachtete, und prüfte sie. In den Betrieben der
folgenden Unternehmen wurden Kontrollbesuche durch-
geführt:

a) Gemeinschaftshersteller

— Catalana de Polimers, S.A, Spanien

— Dupont Sabanci Polyester GmbH, Deutschland

— Industrias Químicas Textiles, S.A., Spanien

— Tergal Fibres, S.A., Frankreich

— Trevira GmbH, Deutschland

— Wellman International Limited, Irland

b) Hersteller, die die nicht zu den Antragstellern zählten

— Freudenberg Politex, S.r.l., Italien

— Realplastic, S.r.l., Italien

c) Ausführende Hersteller in der Volksrepublik China

— AnShun Pettechs Group:

— Hangzhou AnShun Pettechs Fibre Industry Co.,
Ltd

— Deqing AnShun Pettechs Fibre Industry Co.,
Ltd

— Kunshan AnShun Pettechs Fibre Industry Co.,
Ltd

— Cixi Jiangnan Chemical Fiber Co. Ltd.

— Far Eastern Industries (Shanghai) Ltd.

— Jiangyin Changlong Chemical Fibre Co. Ltd

— Xiake Color Spinning Co., Ltd.

d) Ausführende Hersteller in Saudi-Arabien

— National Polyester Fibers Factory

— Saudi Basic Industries Corporation (Sabic) und der
verbundene Hersteller Arabian Industrial Fibres
Company (Ibn Rushd)

e) Ausführende Hersteller in der Republik Korea

— Huvis Corporation, Seoul

— Saehan Industries Inc., Seoul

— Sung Lim Co., Ltd., Kumi-si

f) Ausführende Hersteller in Taiwan

— Nan Ya Plastics Corporation, Taipeh

— Far Eastern Textile Ltd., Taipeh

g) Verbundene Einführer

— Sabic Global Ltd, Niederlande

h) Einführer, die die betroffene Ware aus Korea einfüh-
ren

— Saehan Industries Deutschland (Eschborn,
Deutschland)

i) Unabhängige Einführer

— S.I.M.P. SpA, Italien

— Highams Group Ltd., Vereinigtes Königreich

— Tob Herman Industries, N.V., Belgien

— Marubeni Europe plc Hamburg Branch, Deutsch-
land
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(18) Da für die ausführenden Hersteller in der VR China, de-
nen unter Umständen keine MWB gewährt werden
konnte, ein Normalwert anhand von Daten aus einem
Vergleichsland (in diesem Falle aus den USA) ermittelt
werden musste, wurde in den Betrieben des folgenden
Unternehmens ein entsprechender Kontrollbesuch durch-
geführt:

— Wellman Inc., Vereinigte Staaten von Amerika

5. UNTERSUCHUNGSZEITRAUM

(19) Die Dumping- und die Schadensuntersuchung betrafen
den Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis zum 31. Dezem-
ber 2003 (nachstehend „Untersuchungszeitraum“ oder
„UZ“ genannt). Die Untersuchung der für die Schadens-
analyse relevanten Entwicklungen betraf den Zeitraum
vom 1. Januar 2000 bis zum Ende des UZ (nachstehend
„Bezugszeitraum“ genannt).

6. UNTERRICHTUNG

(20) Alle Parteien wurden über die wesentlichen Tatsachen
und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage beab-
sichtigt wurde,

i) endgültige Antidumpingzölle auf die Einfuhren von
PSF mit Ursprung in der VR China und in Saudi-
Arabien einzuführen;

ii) das Verfahren bezüglich der Einfuhren von PSF mit
Ursprung in Taiwan einzustellen;

iii) die Verordnung (EG) Nr. 2852/2000 zur Einführung
eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren
von Polyester-Spinnfasern mit Ursprung in unter an-
derem der Republik Korea zu ändern.

Gemäß der Grundverordnung wurde den Parteien eine
Frist eingeräumt, innerhalb derer sie nach dieser Unter-
richtung Stellung nehmen konnten.

(21) Die mündlichen und schriftlichen Sachäußerungen der
Parteien wurden geprüft und die endgültigen Feststellun-
gen gegebenenfalls entsprechend geändert.

B. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE

1. BETROFFENE WARE

(22) Die Definition der betroffenen Ware entspricht jener, die
für die unter den Randnummern (1) und (2) genannten
Untersuchungen zugrunde gelegt wurde.

(23) Bei der betroffenen Ware handelt es sich um synthetische
Spinnfasern aus Polyester, weder gekrempelt noch ge-
kämmt noch anders für die Spinnerei bearbeitet, die der-
zeit dem KN-Code 5503 20 00 zugewiesen werden. Sie
werden gemeinhin als Polyester-Spinnfasern (PSF) be-
zeichnet.

(24) Die Ware wird als Ausgangsmaterial in der Textilherstel-
lung verwendet und auf verschiedenen Fertigungsstufen
verarbeitet. PSF wird in der Gemeinschaft entweder für
die Spinnerei verwendet, d. h. zur Herstellung von Fila-
menten für die Textilproduktion, wobei gegebenenfalls
andere Fasern wie Baumwolle oder Wolle beigemischt

werden, oder für andere Zwecke als die Spinnerei wie
beispielsweise die Herstellung von Faserfüllstoffen zum
Füllen oder Polstern bestimmter Textilwaren wie Kissen,
Autositze und Jacken.

(25) Von der Ware werden verschiedene Typen verkauft, die
nach Merkmalen wie Gewicht, Festigkeit, Lüstrierung und
Siliconbehandlung oder nach ihrer Zuordnung zu Kate-
gorien wie Rundfasern, Hohlfasern und Zweikomponen-
tenfasern sowie zu Spezialfasern wie gefärbten Fasern
und Trilobalfasern unterschieden werden. In der Produk-
tion wird zwischen neuen („virgin“) PSF, die aus neuen
Rohstoffen hergestellt werden, und regenerierten PSF, die
aus rückgewonnenem Polyester hergestellt werden, unter-
schieden. Bei der Qualität wird zwischen zwei Kategorien
(erste und zweite Qualität) unterschieden.

(26) Die Untersuchung ergab, dass alle Typen der unter der
Randnummer (23) definierten betroffenen Ware sich
zwar, wie in Randnummer (25) erläutert, in bestimmten
Merkmalen unterscheiden, jedoch alle dieselben grundle-
genden materiellen und chemischen Eigenschaften auf-
weisen und für dieselben Zwecke verwendet werden. Da-
her werden alle Typen der betroffenen Ware für die
Zwecke dieses Antidumpingverfahrens als eine einzige
Ware angesehen.

2. GLEICHARTIGE WARE

(27) Nach den Feststellungen der Kommission weisen die aus
den von der Untersuchung betroffenen Ländern in die
Gemeinschaft eingeführten und zum Verkauf auf deren
Inlandsmärkten hergestellten PSF, die im Vergleichsland
(USA) zum Verkauf auf dem Inlandsmarkt hergestellte
Ware sowie die vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
zum Verkauf auf dem Gemeinschaftsmarkt hergestellten
PSF dieselben grundlegenden materiellen und chemischen
Eigenschaften und Verwendungen auf. Daher handelt es
sich bei ihnen um gleichartige Waren im Sinne des Arti-
kels 1 Absatz 4 der Grundverordnung.

C. DUMPING

1. ALLGEMEINE METHODE

(28) Bei allen ausführenden Herstellern in der Republik Korea,
Taiwan, Saudi-Arabien und soweit wie möglich auch bei
den ausführenden Herstellern in der VR China wurde
nach der nachstehend erläuterten allgemeinen Methode
vorgegangen. In den Dumpingfeststellungen zu den ein-
zelnen Ländern wird deshalb nur auf die landesspezifi-
schen Einzelheiten eingegangen.

2. NORMALWERT

(29) Nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung wurde
zunächst für jeden kooperierenden ausführenden Herstel-
ler geprüft, ob dessen PSF-Verkäufe auf dem Inlands-
markt als repräsentativ angesehen werden können, d. h.
ob die vom jeweiligen ausführenden Hersteller auf dem
Inlandsmarkt insgesamt verkaufte Menge mindestens 5%
der von ihm zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften
Gesamtmenge entsprach.
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(30) Anschließend ermittelte die Kommission die auf dem In-
landsmarkt verkauften PSF-Typen, die mit den zur Aus-
fuhr in die Gemeinschaft verkauften Typen identisch oder
direkt vergleichbar waren. Bei der Prüfung der Repräsen-
tativität auf Typengrundlage sah die Kommission die auf
dem Inlandsmarkt verkauften und die ausgeführten Wa-
rentypen, die in Bezug auf Ursprung, Denier, Zusammen-
setzung, Faserquerschnitt, Lüstrierung, Farbe, Siliconbe-
handlung und Qualität ähnliche Eigenschaften aufwiesen
und für ähnliche Zwecke verwendet wurden, als direkt
vergleichbar an (vgl. Randnummer (27)).

(31) Für jeden von den ausführenden Herstellern auf den je-
weiligen Inlandsmärkten verkauften PSF-Typ, der den
Feststellungen zufolge mit einem zur Ausfuhr in die
Gemeinschaft verkauften Typ direkt vergleichbar war,
wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe im Sinne des Ar-
tikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung hinreichend re-
präsentativ waren. Die Inlandsverkäufe eines bestimmten
PSF-Typs wurden als hinreichend repräsentativ angese-
hen, wenn die Gesamtmenge der Inlandsverkäufe dieses
Typs im UZ 5% oder mehr der Gesamtmenge der Aus-
fuhrverkäufe des vergleichbaren Typs in die Gemeinschaft
entsprach.

(32) Anschließend prüfte die Kommission, ob die Inlandsver-
käufe der einzelnen in repräsentativen Mengen auf dem
Inlandsmarkt verkauften PSF-Typen als Geschäfte im nor-
malen Handelsverkehr angesehen werden konnten; hier-
für wurde jeweils der Anteil der gewinnbringenden Ver-
käufe an unabhängige Kunden ermittelt. In den Fällen, in
denen auf das Volumen der PSF-Verkäufe, die zu einem
Nettoverkaufspreis in Höhe der rechnerisch ermittelten
Produktionskosten oder darüber verkauft wurden, 80%
oder mehr des gesamten Verkaufsvolumens entfielen und
in denen der gewogene Durchschnittspreis des betreffen-
den Warentyps den Produktionskosten entsprach oder
darüber lag, stützte sich der Normalwert auf den tatsäch-
lichen Inlandspreis, der als gewogener Durchschnitt der
Preise aller Inlandsverkäufe dieses Typs im UZ ermittelt
wurde, und zwar unabhängig davon, ob diese Verkäufe
gewinnbringend waren oder nicht. In den Fällen, in de-
nen das Volumen der gewinnbringenden PSF-Verkäufe
80% oder weniger des gesamten Verkaufsvolumens aus-
machte und in denen der gewogene Durchschnittspreis
des betreffenden Typs unter den Produktionskosten lag,
stützte sich der Normalwert auf den tatsächlichen In-
landspreis, der ausschließlich als gewogener Durchschnitt
der gewinnbringenden Verkäufe dieses Warentyps ermit-
telt wurde, sofern auf diese Verkäufe 10 % oder mehr der
gesamten Verkaufsmenge für diesen Warentyp entfielen.

(33) Machten die gewinnbringenden Verkäufe bei einem Wa-
rentyp weniger als 10% der gesamten Verkaufsmenge
aus, wurde die Auffassung vertreten, dass die Verkaufs-
mengen dieses Typs nicht ausreichten, um den Inlands-
preis als angemessene Grundlage für die Ermittlung des
Normalwerts heranziehen zu können. In den Fällen, in
denen die Inlandspreise eines bestimmten von einem aus-

führenden Hersteller verkauften Warentyps nicht zur Er-
mittlung des Normalwerts herangezogen werden konn-
ten, musste eine andere Methode angewandt werden.

(34) Es wurde untersucht, ob der Normalwert gemäß Artikel 2
Absatz 1 der Grundverordnung anhand der Inlandspreise
anderer Hersteller ermittelt werden konnte. Da keine zu-
verlässigen Inlandspreise anderer Hersteller verfügbar wa-
ren, wurde der Normalwert gemäß Artikel 2 Absatz 3
der Grundverordnung rechnerisch ermittelt.

(35) Folglich wurde gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Grundver-
ordnung der Normalwert auf der Grundlage der Herstell-
kosten des jeweiligen ausführenden Herstellers zuzüglich
eines angemessenen Prozentsatzes für die Vertriebs-, Ver-
waltungs- und Gemeinkosten (nachstehend „VVG-Kosten“
genannt) und einer angemessenen Gewinnspanne rechne-
risch ermittelt.

(36) Zu diesem Zweck untersuchte die Kommission, ob die
Angaben über die VVG-Kosten und die auf dem Inlands-
markt erzielten Gewinne der einzelnen betroffenen aus-
führenden Hersteller zuverlässig waren.

(37) Die Angaben über die tatsächlichen VVG-Kosten wurden
als zuverlässig angesehen, wenn das Gesamtvolumen der
Inlandsverkäufe des betreffenden Unternehmens als re-
präsentativ im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Grund-
verordnung angesehen werden konnte. Die inländische
Gewinnspanne wurde anhand der Inlandsverkäufe im
normalen Handelsverkehr bestimmt.

(38) In allen Fällen, in denen diese Bedingungen nicht erfüllt
waren, prüfte die Kommission, ob gemäß Artikel 2 Ab-
satz 6 der Grundverordnung Daten anderer auf dem In-
landsmarkt des Ursprungslands tätiger Ausführer oder
Hersteller herangezogen werden konnten. Wenn nur für
einen ausführenden Hersteller zuverlässige Daten verfüg-
bar waren, konnte der in Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe a)
vorgesehene gewogene Durchschnitt nicht ermittelt wer-
den, so dass geprüft wurde, ob die Voraussetzungen in
Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe b) erfüllt waren, d. h. ob
Daten über die Produktion und den Verkauf von Waren
der gleichen allgemeinen Warengruppe auf dem Inlands-
markt des betreffenden Ausführers oder Herstellers ver-
wendet werden konnten. Waren derartige Daten nicht
verfügbar oder wurden diese nicht von dem betreffenden
ausführenden Hersteller zur Verfügung gestellt, wurden
die VVG-Kosten und die Gewinne gemäß Artikel 2 Ab-
satz 6 Buchstabe c) der Grundverordnung anhand einer
anderen vertretbaren Methode ermittelt.

3. AUSFUHRPREIS

(39) In allen Fällen, in denen die Ausfuhren der betroffenen
Ware an unabhängige Abnehmer in der Gemeinschaft
gingen, wurde der Ausfuhrpreis gemäß Artikel 2 Absatz 8
der Grundverordnung anhand der tatsächlich gezahlten
oder zu zahlenden Ausfuhrpreise berechnet.
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(40) Erfolgte die Ausfuhr über einen verbundenen Einführer
und wurde dieser als nicht zuverlässig angesehen, wurde
der Ausfuhrpreis gemäß Artikel 2 Absatz 9 der Grund-
verordnung anhand des Preises, zu dem die Ware erst-
mals an einen unabhängigen Abnehmer weiterverkauft
wurde, rechnerisch ermittelt, für alle zwischen der Ein-
fuhr und dem Weiterverkauf angefallenen Kosten eine
gebührende Berichtigung vorgenommen und ein ange-
messener Betrag für VVG-Kosten und Gewinne hinzuge-
rechnet. Zu diesem Zweck wurden die VVG-Kosten des
verbundenen Einführers herangezogen. Entsprechend der
gängigen Praxis der Kommission wurde die Gewinn-
spanne auf der Grundlage der bei den kooperierenden
unabhängigen Einführern verfügbaren Informationen er-
mittelt.

(41) Da, wie die Untersuchung ergab, ein unabhängiger Ein-
führer nur nebengeschäftlich mit der betroffenen Ware
handelt, wurde dessen Gewinnspanne nicht berücksich-
tigt.

4. VERGLEICH

(42) Für vergleichbare Typen wurden Normalwert und Aus-
fuhrpreise auf der Stufe ab Werk verglichen. Im Interesse
eines fairen Vergleichs des Normalwerts mit dem Aus-
fuhrpreis wurden gemäß Artikel 2 Absatz 10 der Grund-
verordnung gebührende Berichtigungen für Unterschiede,
die die Preise und die Vergleichbarkeit der Preise beein-
flussen, vorgenommen. Diese Berichtigungen wurden in
allen Fällen zugestanden, in denen die Anträge den Un-
tersuchungsergebnissen zufolge angemessen und korrekt
und durch stichhaltige Beweise untermauert waren.

5. DUMPINGSPANNE FÜR DIE IN DIE UNTERSUCHUNG
EINBEZOGENEN UNTERNEHMEN

(43) Gemäß Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wurde
außer in den unter Randnummer (45) beschriebenen Fäl-
len die Dumpingspanne für jeden ausführenden Hersteller
auf Typengrundlage durch einen Vergleich des gewoge-
nen durchschnittlichen Normalwerts mit dem gewogenen
durchschnittlichen Ausfuhrpreis ermittelt.

(44) In einem Fall musste untersucht werden, ob ein Vergleich
auf der Grundlage einzelner Geschäftsvorgänge möglich
war, da ein Vergleich der Durchschnittswerte das Dum-
ping nicht in vollem Umfang widerspiegelte (vgl. Rand-
nummern (143) bis (145)). Ein Vergleich auf der Grund-
lage einzelner Geschäftsvorgänge war jedoch nicht mög-
lich, weil die Inlands- und Ausfuhrverkäufe zahlenmäßig
erheblich voneinander abwichen. Außerdem gab es für
die Auslandsverkäufe keine entsprechenden Inlandsver-
käufe, die zum selben Zeitpunkt erfolgten.

(45) In Fällen, in denen sich das Gefüge der Ausfuhrpreise je
nach Zeitabschnitt erheblich unterschieden die unter
Randnummer (43) erläuterte Methode nicht in vollem
Umfang die Dumpingpraktiken widerspiegelte, wurde ge-
mäß Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung der ge-
wogene durchschnittliche Normalwert mit den Preisen
der einzelnen Ausfuhrgeschäfte verglichen.

(46) Für ausführende Hersteller, die sich als verbundene Unter-
nehmen erwiesen, wurde entsprechend der gängigen Pra-

xis der Kommission eine durchschnittliche Dumping-
spanne für verbundene ausführende Hersteller ermittelt.

6. RESIDUALE DUMPINGSPANNE

(47) Für nicht kooperierende Unternehmen wurde gemäß Ar-
tikel 18 der Grundverordnung auf der Grundlage der
verfügbaren Daten eine so genannte „residuale“ Dum-
pingspanne ermittelt.

(48) Zur Ermittlung dieser residualen Dumpingspanne wurde
zunächst der Umfang der Mitarbeit festgestellt. Dieser
galt als hoch, wenn das von den kooperierenden ausführ-
enden Herstellern angegebene Ausfuhrvolumen nahezu
mit dem von Eurostat für das jeweilige Land angegebe-
nen Volumen übereinstimmte und kein Grund zu der
Annahme bestand, dass ein ausführender Hersteller nicht
an der Untersuchung mitarbeitete. In diesem Fall wurde
beschlossen, die höchste Dumpingspanne, die für ein
kooperierendes Unternehmen ermittelt worden war, als
residuale Dumpingspanne festzusetzen, um die Wirksam-
keit etwaiger Maßnahmen sicherzustellen.

(49) Im Falle geringer Mitarbeit wurde die residuale Dumping-
spanne auf der Grundlage der höchsten Dumpingspanne
festgelegt, die für einen repräsentativen Typ der betroffe-
nen Ware eines anderen kooperierenden ausführenden
Herstellers ermittelt worden war. Diese Vorgehensweise
wurde auch als notwendig erachtet, damit aus der gerin-
gen Mitarbeit kein Vorteil erwuchs; zudem lagen keine
Hinweise dafür vor, dass eine nicht kooperierende Partei
in geringerem Umfang gedumpt hatte.

7. VOLKSREPUBLIK CHINA

7.1 Marktwirtschaftsbehandlung (MWB)

(50) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c) der Grundver-
ordnung wird in Antidumpinguntersuchungen betreffend
die Einfuhren mit Ursprung in der VR China der Normal-
wert für diejenigen Hersteller, die die Kriterien des Arti-
kels 2 Absatz 7 Buchstabe c) der Grundverordnung erfül-
len, gemäß Artikel 2 Absätze 1 bis 6 der Grundverord-
nung ermittelt.

(51) Diese Kriterien, deren Erfüllung die antragstellenden Un-
ternehmen durch einschlägiges Beweismaterial unter-
mauern müssen, sind der Übersicht halber nachstehend
kurz zusammengefasst:

1. Die Unternehmen treffen ihre Entscheidungen und be-
rechnen ihre Kosten auf der Grundlage von Marktsig-
nalen, die Angebot und Nachfrage widerspiegeln, und
ohne nennenswerten staatlichen Einfluss.

2. Die Unternehmen verfügen über eine einzige klare
Buchführung, die von unabhängigen Stellen nach in-
ternationalen Buchführungsgrundsätzen geprüft und
in allen Bereichen angewendet wird.

3. Es bestehen keine nennenswerten Verzerrungen in-
folge des früheren nicht marktwirtschaftlichen Sys-
tems.
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4. Die Unternehmen unterliegen Konkurs- und Eigen-
tumsvorschriften, die Rechtssicherheit und Stabilität
sicherstellen.

5. Die Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkur-
sen.

(52) Fünf ausführende Hersteller in der VR China stellten ei-
nen Antrag auf MWB gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buch-
stabe b) der Grundverordnung und sandten das MWB-
Antragsformular für ausführende Hersteller ausgefüllt zu-
rück. Für diese Unternehmen holte die Kommission alle
für notwendig erachteten Informationen ein und prüfte
die im MWB-Antragsformular enthaltenen Angaben bei
einem Kontrollbesuch in den Betrieben dieser Unterneh-
men.

(53) Die Untersuchung ergab, dass nur eines dieser fünf Un-
ternehmen alle Kriterien erfüllte; der ausführende Herstel-
ler in der VR China, dem eine MWB-Behandlung gewährt
werden konnte, heißt

— Far Eastern Industries (Shanghai) Ltd.

(54) Die anderen vier Anträge mussten abgelehnt werden. Für
die vier Unternehmen, denen keine MWB gewährt wurde,
sind in der nachstehenden Tabelle die jeweiligen Über-
prüfungsergebnisse in Bezug auf die fünf Kriterien des
Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c) der Grundverordnung
aufgeführt.

Unternehmen

Kriterien

Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe c) erster
Gedankenstrich

Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe c)

zweiter Gedan-
kenstrich

Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe c) drit-
ter Gedanken-

strich

Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe c) vier-
ter Gedanken-

strich

Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe c) fünfter
Gedankenstrich

1 Nicht erfüllt Nicht erfüllt Nicht erfüllt Erfüllt Erfüllt

2 Erfüllt Nicht erfüllt Nicht erfüllt Erfüllt Erfüllt

3 Nicht erfüllt Nicht erfüllt Nicht erfüllt Erfüllt Erfüllt

4 Nicht erfüllt Nicht erfüllt Nicht erfüllt Erfüllt Erfüllt

Quelle: Überprüfte Antworten der kooperierenden chinesischen Ausführer

(55) Die betreffenden Unternehmen erhielten Gelegenheit, zu
den vorstehenden Ergebnissen Stellung zu nehmen. Alle
vier Unternehmen, denen keine MWB gewährt wurde,
fochten die Feststellungen an und machten geltend,
dass ihnen eine MWB gewährt werden müsse.

(56) Was das erste Kriterium anbetrifft, dem zufolge Unter-
nehmensentscheidungen auf der Grundlage von Markt-
signalen und ohne nennenswerten staatlichen Einfluss
zu treffen sind und die Kosten auf Marktwerten beruhen
müssen, bestritt ein Unternehmen, dass die Feststellung
der Kommission, es habe staatliche Beihilfen erhalten und
die Kosten würden deshalb nicht ganz den Marktwerten
entsprechen, zutreffend sei. In diesem Falle habe der im
Kollektivbesitz befindliche Anteilseigner bei der Unter-
nehmensgründung Kapital eingebracht, habe aber beim
späteren Verkauf von Unternehmensanteilen keinen Aus-
gleich für den höheren Anteilswert erhalten. Während
des Kontrollbesuches im Betrieb wurden Unterlagen ge-
funden, die dies bestätigten. Aufgrund dieses finanziellen
Vorteils zahlte das Unternehmen nicht den Marktwert für
die für die Herstellung der betroffenen Ware erforderli-
chen Vermögenswerte. Daher vertrat die Kommission die
Auffassung, dass die Entscheidungen des Unternehmens
bezüglich Kosten und Produktionsfaktoren nicht auf der
Grundlage von Marktsignalen getroffen worden waren.

(57) Darüber hinaus hatte das Unternehmen versucht, mög-
liche staatliche Eingriffe zu vertuschen. Eine Überprüfung
der Übersetzung der chinesischen Gewerbeerlaubnis des
Unternehmens ergab in der Tat, dass Angaben zum Ge-
schäftsfeld des Anteilseigners und insbesondere die Be-

zugnahme auf Verwaltung und Handhabung der sich
im kommunalen Besitz befindlichen Vermögenswerte
einfach ausgelassen worden waren. Daraus musste ge-
schlossen werden, dass der ausführende Hersteller keine
ausreichenden Beweise dafür vorgelegt hatte, dass er tat-
sächlich unter marktwirtschaftlichen Bedingungen tätig
war. Keines der vom betreffenden Unternehmen nach
dessen Unterrichtung vorgebrachten Argumente konnte
diese Schlussfolgerung widerlegen, so dass dem Vorbrin-
gen nicht gefolgt werden konnte.

(58) Bezüglich des zweiten Kriteriums, dem zufolge die be-
treffenden Unternehmen über eine einzige klare Buchfüh-
rung verfügen müssen, die von unabhängigen Stellen
nach internationalen Buchführungsgrundsätzen geprüft
und in allen Bereichen angewendet wird, machten vier
Unternehmen geltend, dass sie dieses Kriterium erfüllten,
da ihre Bücher von unabhängiger Stelle geprüft würden.
Es wurde allerdings festgestellt, dass in den Rechnungs-
prüfungsberichten von drei dieser Unternehmen erheb-
liche Mängel (u. a. die Nichteinhaltung grundlegender
internationaler Buchführungsgrundsätze), die beim Kon-
trollbesuch vor Ort festgestellt wurden, nicht angespro-
chen bzw. Änderungen in der Buchführung der betreff-
enden Unternehmen nicht erläutert worden waren. Ein
anderes Unternehmen hatte die Empfehlungen des Rech-
nungsprüfers nicht in seine Buchführung übernommen.
Da die Bücher aller vier betroffenen Unternehmen somit
nicht, wie in Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c) zweiter
Gedankenstrich der Grundverordnung gefordert, nach in-
ternationalen Buchführungsgrundsätzen geführt wurden,
konnte den Vorbringen nicht stattgegeben werden.
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(59) In Bezug auf das dritte Kriterium machten drei Unter-
nehmen geltend, dass entgegen den Feststellungen der
Kommission keine nennenswerten Verzerrungen infolge
des früheren nicht marktwirtschaftlichen Systems bestün-
den. In einem Falle konnte diesem Vorbringen nicht ge-
folgt werden, da festgestellt wurde, dass das Unterneh-
men einen zinslosen Kredit von der Regierung sowie ver-
schiedene andere Subventionen erhalten hatte. Dies be-
deutet, dass es durchaus nennenswerte Verzerrungen in-
folge des früheren nicht marktwirtschaftlichen Systems
mit Auswirkungen auf die Produktionskosten gegeben
hat. Beim zweiten betroffenen Unternehmen stimmten
die fälligen Zahlungen für die Landnutzungsrechte nicht
mit den tatsächlich erfolgten Zahlungen überein. Des
Weiteren hatte dieses Unternehmen die Abschreibungen
auf immaterielle Anlagewerte nicht nach den geltenden
Buchführungsgrundsätzen vorgenommen, was die Fest-
stellungen bezüglich des zweiten Kriteriums weiter be-
kräftigt. Ein drittes Unternehmen behauptete, dass ein
fehlender Nachweis einer satzungsgemäßen Kapitalein-
zahlung nicht unmittelbar bedeutete, dass nennenswerte
Verzerrungen infolge des früheren nicht marktwirtschaft-
lichen Systems vorlägen, da die Interessen privater Natur
gewesen seien. Die Untersuchung ergab jedoch, dass die
Kapitaleinzahlung nicht nach den geltenden Regeln er-
folgt war. Die Kommission kam daher zu dem Schluss,
dass das Unternehmen noch nennenswerten Verzerrun-
gen infolge des früheren nicht marktwirtschaftlichen Sys-
tems unterlag und dessen Kosten, insbesondere die Kos-
ten in Verbindung mit der Anlagenabschreibung, erheb-
lich verzerrt waren. Die betreffenden Unternehmen erfüll-
ten somit nicht die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7
Buchstabe c) zweiter Gedankenstrich der Grundverord-
nung, und ihre diesbezüglichen Anträge mussten abge-
lehnt werden.

(60) Ein Unternehmen machte geltend, dass die Entscheidung
der Kommission über seinen MWB-Antrag erst nach den
in Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c) der Grundverordnung
festgesetzten drei Monaten erfolgt und somit ungültig sei.

(61) Diesbezüglich sei angemerkt, dass die Kommission den
betroffenen ausführenden Herstellern in China, ein-
schließlich dem vorgenannten Unternehmen, mehrere
Fristverlängerungen gewährte, da es für sie schwierig
war, die in der Bekanntmachung über die Verfahrensein-
leitung gesetzte Abgabefrist für die MWB-Anträge einzu-
halten.

(62) Zudem wiesen die meisten eingegangenen MWB-Anträge
Mängel auf, so dass erheblicher Klärungsbedarf bestand
und zusätzliche Informationen angefordert werden muss-
ten, was wiederum die Untersuchung verzögerte. Aber
auch andere komplizierte Fragen, die unter anderem Un-
ternehmensstrukturen und Absatzkanäle betrafen, sowie
erhebliche Mängel, die beim Kontrollbesuch in Bezug auf
die Buchführung der Unternehmen festgestellt wurden,
verlängerten die Analyse, so dass es nicht möglich war,
binnen drei Monaten nach Einleitung des Verfahrens über
die MWB-Anträge zu befinden.

(63) Die Nichteinhaltung einer solchen Frist hat jedoch keine
rechtlichen Folgen, da den Unternehmen immer auch die
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wurde. Außer-
dem machte das oben genannte Unternehmen keine ne-
gativen Auswirkungen aufgrund des längeren MWB-Ent-
scheidungsprozesses geltend. Auch keine der anderen in-
teressierten Parteien machte einen solchen Nachteil gel-
tend.

(64) Aus den vorstehenden Gründen wird der Schluss gezo-
gen, dass selbst nach Ablauf der Dreimonatsfrist eine
gültige MWB-Entscheidung getroffen werden kann. Dem
Vorbringen wurde daher nicht stattgegeben.

(65) Der Beratende Ausschuss wurde konsultiert, und die di-
rekt betroffenen Parteien wurden entsprechend unterrich-
tet. Vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, der die Ge-
legenheit zur Stellungnahme erhalten hatte, gingen keine
Kommentare zu den MWB-Feststellungen ein.

7.2 Individuelle Behandlung

(66) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a) der Grundver-
ordnung wird für die Länder, die unter Artikel 2 Absatz 7
der Grundverordnung fallen, gegebenenfalls ein landes-
weiter Zoll festgesetzt, außer wenn Unternehmen gemäß
Artikel 9 Absatz 5 der Grundverordnung nachweisen
können, dass sie Kapital und Gewinne frei zurückführen
können, ihre Ausfuhrpreise und -mengen sowie die Ver-
kaufsbedingungen frei festgelegt werden, sich die Mehr-
heit der Anteile im Besitz von Privatpersonen befindet,
Währungsumrechnungen zu Marktkursen erfolgen und
der Staat nicht in einem solchen Maße Einfluss nimmt,
dass die Maßnahmen umgangen werden könnten, wenn
für einzelne Ausführer unterschiedliche Zollsätze festge-
setzt werden.

(67) Die fünf ausführenden Hersteller beantragten sowohl eine
MWB als auch eine individuelle Behandlung, falls ihnen
keine MWB gewährt würde. Wie bereits erläutert, müssen
die antragstellenden Unternehmen durch einschlägiges
Beweismaterial nachweisen, dass sie die in Artikel 9 Ab-
satz 5 der Grundverordnung genannten Kriterien erfüllen.
Ein Unternehmen übermittelte irreführende Informatio-
nen über die Geschäftstätigkeiten eines seiner Anteilseig-
ner, um etwaige Staatseingriffe zu vertuschen (vgl. Rand-
nummer (57)). Das Unternehmen konnte deshalb nicht
nachweisen, dass es seine Ausfuhrpreise und -mengen
und die Verkaufsbedingungen wirklich frei festlegte. Au-
ßerdem konnte das Unternehmen nicht nachweisen, dass
der Staat nicht in einem solchen Maße Einfluss nimmt,
dass die Maßnahmen umgangen werden könnten, wenn
für diesen Ausführer ein unternehmensspezifischer Zoll-
satz festgesetzt würde. Da dieses Unternehmen nicht alle
Kriterien des Artikels 9 Absatz 5 der Grundverordnung
erfüllte, wurde beschlossen, diesem Unternehmen keine
individuelle Behandlung zu gewähren.
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(68) Eines der anderen drei Unternehmen, denen keine MWB-
Behandlung gewährt wurde, befand sich teilweise in aus-
ländischem Besitz und konnte seine Gewinne frei zurück-
führen. Die anderen beiden Unternehmen gehören chine-
sischen Privatpersonen in der VR China, so dass für sie
dieses Kriterium nicht gilt. Auf der Grundlage der über-
prüften Angaben der drei Unternehmen wurde festge-
stellt, dass der Staat keinen Einfluss auf die Unternehmen
bei der Festsetzung ihrer Ausfuhrpreise und -mengen so-
wie Verkaufsbedingungen nahm. Da sich die Mehrheit
der Unternehmensanteile im Besitz wirklich privatwirt-
schaftlicher Unternehmen befindet, kann der Staat nicht
in einem solchen Maße Einfluss auf diese Unternehmen
nehmen, dass die Maßnahmen umgangen werden kön-
nen. Da diese Unternehmen sowohl auf dem Inlands- als
auch dem Ausfuhrmarkt miteinander konkurrieren, wird
jedes Unternehmen versuchen, seine unternehmensspezi-
fische Marge zu nutzen und nicht eine etwaige Umge-
hung zu riskieren. Wie bereits unter Randnummer (54)
festgestellt, erfüllten alle Unternehmen das fünfte Krite-
rium des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c) der Grund-
verordnung, dem zufolge alle Währungsumrechnungen
zu Marktkursen erfolgen müssen. Die Kommission kam
deshalb zu dem Schluss, dass die drei Unternehmen, de-
nen keine MWB gewährt werden konnte, die Vorausset-
zungen für eine individuelle Behandlung gemäß Artikel 9
Absatz 5 der Grundverordnung erfüllten.

(69) Den folgenden drei ausführenden Herstellern in der VR
China wird deshalb eine individuelle Behandlung ge-
währt:

— AnShun Pettechs Group mit folgenden verbundenen
Ausführern:

— Hangzhou AnShun Pettechs Fibre Industry Co.,
Ltd.

— Deqing AnShun Pettechs Fibre Industry Co., Ltd.

— Kunshan AnShun Pettechs Fibre Industry Co., Ltd.

— Cixi Jiangnan Chemical Fiber Co. Ltd.

— Jiangyin Changlong Chemical Fibre Co. Ltd.

7.3 Normalwert

7.3.1 Ermittlung des Normalwerts für die ausführenden Hersteller,
denen eine MWB gewährt wurde

(70) Der ausführende Hersteller in der VR China, dem eine
MWB gewährt wurde, wurde anschließend aufgefordert,
einen Fragebogen über die Inlandsverkäufe und die Pro-
duktionskosten der betroffenen Ware vollständig zu be-
antworten. Die Antworten wurden dann in den Betrieben
des betreffenden Unternehmens überprüft.

(71) Zur Bestimmung des Normalwerts wandte die Kommis-
sion die unter den Randnummern (29) bis (38) dargelegte
Methode an.

7.3.2 Ermittlung des Normalwerts für alle ausführenden Hersteller,
denen keine MWB gewährt wurde

i) Vergleichsland

(72) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a) der Grundver-
ordnung ist der Normalwert für diejenigen ausführenden
Hersteller, denen keine MWB gewährt wurde, auf der
Grundlage des Preises oder des rechnerisch ermittelten
Werts in einem Land mit Marktwirtschaft („Vergleichs-
land“) zu ermitteln.

(73) In der Bekanntmachung über die Verfahrenseinleitung
hatte die Kommission die USA als geeignetes Drittland
mit Marktwirtschaft zur Ermittlung des Normalwerts für
die VR China vorgesehen und die interessierten Parteien
zu einer diesbezüglichen Stellungnahme aufgefordert.
Drei ausführende Hersteller erhoben innerhalb der festge-
setzten Fristen Einwände gegen diese Wahl; ein ausführ-
ender Hersteller schlug vor, das von diesem Verfahren
betroffene Ausfuhrland mit dem geringsten Normalwert
als Vergleichsland heranzuziehen. Es wurde geltend ge-
macht, dass der Wirtschaftsstand der USA nicht jenem
der VR China entspricht und die Kosten (einschließlich
der Rohstoffpreise) in den USA vergleichsweise höher
seien.

(74) Um festzustellen, ob die vorgesehene Wahl der USA als
Vergleichsland angemessen war, ersuchte die Kommission
zunächst die ihr bekannten PSF-Hersteller in anderen
Marktwirtschaftsländern — in diesem Falle USA, Indien,
Indonesien und Thailand — um Übermittlung von Anga-
ben über Verkäufe und Marktbedingungen. Sie erhielt
Antworten von jeweils einem Hersteller in den USA
und Indien und von zwei Herstellern in Indonesien. Es
wurde ebenfalls geprüft, ob eventuell Taiwan oder die
Republik Korea, die Gegenstand der parallel eingeleiteten
Interimsüberprüfung sind (vgl. Randnummer (5)), als Ver-
gleichsland in Frage kämen.

(75) Die aus der parallel laufenden Interimsüberprüfung ver-
fügbaren Informationen über Taiwan zeigen, dass auf
dem dortigen Inlandsmarkt nur aus neuen Rohstoffen
hergestellte PSF („virgin PSF“) verkauft werden, während
die chinesischen Ausführer, denen keine MWB gewährt
wurde, ausschließlich regenerierte PSF verkauften, was für
den Vergleich des Normalwerts mit dem Ausfuhrpreis
erhebliche Berichtigungen erfordern würde. Für die aus-
führenden Hersteller in der Republik Korea wurde festge-
stellt, dass sie die betroffene Ware zu gedumpten Preisen
in die Gemeinschaft einführten (vgl. Randnummern (112)
bis (137)), was Verzerrungen auf dem koreanischen In-
landsmarkt als sehr wahrscheinlich erscheinen ließ. Au-
ßerdem handelte es sich bei den meisten Verkäufen auf
dem koreanischen Markt um aus neuen Rohstoffen her-
gestellte PSF; nur ein Unternehmen (von drei) stellte re-
generierte PSF her. Demgegenüber wurden in den USA
sowohl neue als auch regenerierte PSF in großen Mengen
hergestellt. Daher wurde der Schluss gezogen, dass es
keinen erkennbaren Grund gibt, Korea oder Taiwan den
USA als Vergleichsland vorzuziehen. Die anderen in Er-
wägung gezogenen Länder sind Gegenstand von Anti-
dumping- und/oder Ausgleichsmaßnahmen, was ein Hin-
weis auf Verzerrungen ihrer Inlandsmärkte für die betrof-
fene Ware sein könnte.
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(76) Die Analyse aller der Kommission verfügbaren Informa-
tionen ergab, dass es in den USA mit zehn Herstellern
und umfangreichen Einfuhren aus Drittländern einen gro-
ßen und wettbewerbsintensiven Markt für die betroffene
Ware gibt. Auf die Einfuhren der betroffenen Ware aus
der Republik Korea und Taiwan waren zwar Antidum-
pingzölle eingeführt worden, aber es wurden auch bedeu-
tende Mengen PSF aus anderen Ländern eingeführt.

(77) Wie unter Randnummer (27) erläutert, handelt es sich bei
der auf dem US-amerikanischen Inlandsmarkt hergestell-
ten und verkauften Ware und der aus China in die
Gemeinschaft eingeführten Ware um gleichartige Waren.
Diesbezüglich wurden für den Vergleich nur jene Waren-
typen in den USA, die im selben Verfahren hergestellt
werden, berücksichtigt, in diesem Falle also nur PSF aus
rückgewonnenem Polyester.

(78) In China wird der verwendete Rohstoff, d. h. der rück-
gewonnene Polyester, im Wesentlichen auf dem Inlands-
markt beschafft, nur ein kleiner Teil stammt aus den USA
und Europa. Der Hersteller im Vergleichsland bezieht
seine Rohstoffe ausschließlich von inländischen Lieferan-
ten. Daher wurde der Schluss gezogen, dass die Rohstoff-
beschaffung in den USA im Vergleich zur VR China
leichter oder aber mindestens vergleichbar war.

(79) Den niedrigsten Normalwert als Kriterium für die Wahl
des Vergleichslandes heranzuziehen, wurde als nicht an-
gemessen betrachtet, da es sich hierbei nicht um ein
klares Kriterium, sondern eher um das endgültige Ergeb-
nis handeln würde. Auch wenn die Kosten in einem
Drittland mit Marktwirtschaft angeblich höher sind, ist
dies kein Grund an sich, um ein solches Land nicht als
angemessenes Vergleichsland zu betrachten. Ein mögli-
ches Ziel staatlicher Eingriffe kann gerade darin bestehen,
die Kosten möglichst gering zu halten, um bestimmte
inländische Industriezweige zu unterstützen und ihre
Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. In diesen Fällen wären
niedrige Kosten nur die Folge staatlicher Einflussnahme
und nicht des Wirkens der Marktkräfte. Mit Artikel 2
Absatz 7 Buchstabe a) der Grundverordnung soll demge-
genüber gerade bezweckt werden, dass ein Vergleichsland
ausgewählt wird, dessen Preise und Kosten eine von nicht
marktwirtschaftlichen Bedingungen freie Ermittlung des
Normalwerts gewährleistet.

(80) Der als Gegenargument vorgebrachte unterschiedliche
Wirtschaftsstand der USA und der VR China ist als sol-
cher bei der Wahl des Vergleichslandes nicht relevant,
denn eigentlich sollte die Wahl eines modernen, kosten-
orientierten und durch intensiven Wettbewerb gekenn-
zeichneten Markts einen niedrigeren Normalwert zur
Folge haben als die Wahl eines Vergleichslandes, dessen
Wirtschaftsstand mit jenem des nicht marktwirtschaftli-
chen Landes vergleichbar ist.

(81) Angesichts dessen wurde der Schluss gezogen, dass die
USA das geeignetste Vergleichsland waren und dass unter
diesen Umständen die Wahl der USA im Sinne des Arti-
kels 2 Absatz 7 der Grundverordnung angemessen und
gerechtfertigt war.

(82) Die Kommission sandte anschließend einen ausführlich-
eren Fragebogen an den Hersteller in den USA, um In-
formationen über die inländischen Verkaufspreise und die

Produktionskosten der betroffenen Ware einzuholen. Die
Antworten des Herstellers wurden bei einem Kontrollbe-
such vor Ort geprüft.

(83) Nach Ablauf der Frist zur Übermittlung von Stellungnah-
men im Zusammenhang mit der Unterrichtung behaup-
teten zwei ausführende Hersteller in der VR China, die
Wahl der USA als Vergleichsland sei nicht angemessen,
da seit Januar 2001 eine Untersuchung wegen wettbe-
werbswidrigen Verhaltens und wettbewerbswidriger Preis-
politik auf dem amerikanischen PSF-Markt laufe, von
dem sowohl das kooperierende Unternehmen als auch
acht andere Unternehmen in den USA betroffen seien.
Im Rahmen dieser Untersuchung hätten sich zwei der
Mitangeklagten schuldig bekannt und einer von ihnen
sei mit einer Geldstrafe belegt worden. Anstatt der USA
sollte daher Südkorea oder Taiwan als Vergleichsland
herangezogen werden.

(84) Hierzu sei angemerkt, dass sich die vorstehend genannte
Untersuchung auf Praktiken bezieht, die über ein Jahr vor
Beginn des Untersuchungszeitraums festgestellt wurden
und keine Informationen vorlagen, die darauf schließen
ließen, dass diese Praktiken der beiden Unternehmen, die
sich schuldig bekannten, Auswirkungen auf die bei der
Ermittlung des Normalwerts zugrunde gelegten Preise im
UZ gehabt hätten. Im Vergleich erzielte der Hersteller im
Vergleichsland mit seinen Inlandsverkäufen der gleichar-
tigen Ware sogar eine ähnliche oder gar niedrigere Ge-
winnspanne als die Hersteller in Südkorea und Taiwan.
Darüber hinaus erging infolge der Untersuchung keine
Anklage gegen den kooperierenden Hersteller in den
USA (Wellman Inc.). Die US-Behörden teilten im Septem-
ber 2004 mit, dass weder das Unternehmen selbst noch
dessen Mitarbeiter eine Anklage zu befürchten hätten.
Angesichts des Vorstehenden wird der Schluss gezogen,
dass die von dem kooperierenden Hersteller in den USA
übermittelten und bei der Ermittlung des Normalwerts
zugrunde gelegten Informationen nicht durch wettbe-
werbswidriges Verhalten, das auf dem US-amerikanischen
Markt in der Vergangenheit aufgetreten sein mag, verzerrt
waren. Unter diesen Umständen wird die Wahl der USA
als Vergleichsland als angemessen bestätigt. Sollte sich
jedoch herausstellen, dass derartige wettbewerbswidrige
Praktiken im Untersuchungszeitraum stattgefunden bzw.
die Feststellungen der Untersuchung verzerrt haben, so
können diese Feststellungen überprüft werden.

ii) Bestimmung des Normalwerts im Vergleichsland

(85) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung wurde
der Normalwert für diejenigen ausführenden Hersteller,
denen keine MWB gewährt wurde, anhand der überprüf-
ten Angaben des Herstellers im Vergleichsland ermittelt,
d. h. anhand aller Preise, die auf dem US-amerikanischen
Inlandsmarkt für vergleichbare Warentypen gezahlt wur-
den oder zu zahlen waren, da sie den Untersuchungser-
gebnissen zufolge in allen Fällen Geschäfte im normalen
Handelsverkehr waren und diese Warentypen in reprä-
sentativen Mengen gehandelt wurden.

(86) Zur Bestimmung des Normalwerts wandte die Kommis-
sion die unter den Randnummern (29) bis (38) dargelegte
Methode an.
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7.4 Ausfuhrpreis

(87) Da alle für die Gemeinschaft bestimmten Exportverkäufe
der Ausführer, denen eine MWB oder eine individuelle
Behandlung gewährt wurde, direkt an unabhängige Ab-
nehmer in der Gemeinschaft gingen, wurde der Ausfuhr-
preis gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Grundverordnung
anhand der tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden
Preise ermittelt.

7.5 Vergleich

(88) Auf Antrag wurden gegebenenfalls Berichtigungen zur
Berücksichtigung der Erstattung von Einfuhrabgaben so-
wie für Unterschiede bei den Transport-, Versicherungs-,
Bereitstellungs-, Verpackungs- und Kreditkosten sowie
Bankgebühren und Provisionen vorgenommen.

(89) Einige Warentypen, die von ausführenden Herstellern in
China, denen eine individuelle Behandlung gewährt
wurde, ausgeführt wurden, unterschieden sich in be-
stimmten materiellen Eigenschaften wie Lüstrierung,
Farbe, Texturierung oder Siliconbehandlung von ver-
gleichbaren Warentypen, die im Vergleichsland verkauft
wurden. Daher wurden gemäß Artikel 2 Absatz 10 Buch-
stabe a) der Grundverordnung gebührende Berichtigun-
gen vorgenommen. In Ermangelung weiterer zuverlässi-
ger Informationen erfolgte die Berichtigung auf der
Grundlage des Preisunterschieds im Vergleichsland in Be-
zug auf diese spezifischen materiellen Eigenschaften.

(90) Die Untersuchung ergab, dass die betroffene Ware im
Vergleichsland ausschließlich an Endabnehmer verkauft
wurde, während die Verkäufe der ausführenden Hersteller
in China auch über andere Vertriebskanäle abgewickelt
wurden. Da es im Vergleichsland nicht dieselben Ver-
triebskanäle gibt, wurde eine besondere Berichtigung ge-
mäß Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe d) Ziffer ii) der
Grundverordnung vorgenommen, indem von dem auf
der Grundlage der Endabnehmer ermittelten Normalwert
ein Betrag in Höhe von 10% der Bruttogewinnspanne
abgezogen wurde.

(91) Auf dieser Grundlage wurden zur Ermittlung des Normal-
werts für die Unternehmen, denen eine individuelle Be-
handlung gewährt wurde, rund 70% bis 90% der in die
Gemeinschaft ausgeführten betroffenen Ware zugrunde
gelegt. Es wurde davon ausgegangen, dass dies den Um-
fang des Dumpings angemessen widerspiegelt.

(92) Des Weiteren wurde mit Bezug auf den ausführenden
Hersteller in China eine Berichtigung für Unterschiede
bei der MwSt-Erstattung vorgenommen.

7.6 Dumpingspanne

(93) Für das Unternehmen, dem eine MWB gewährt wurde,
wurde die Dumpingspanne mittels eines Vergleichs des
gewogenen durchschnittlichen Normalwerts des Unter-
nehmens mit dessen gewogenen durchschnittlichen Aus-
fuhrpreisen je Warentyp (vgl. weiter oben) ermittelt.

(94) Im Falle der drei Unternehmen, denen eine individuelle
Behandlung gewährt wurde, wurde gemäß Artikel 2 Ab-
satz 11 der Grundverordnung der für das Vergleichsland
ermittelte gewogene durchschnittliche Normalwert der

einzelnen in die Gemeinschaft ausgeführten Warentypen
mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis der
entsprechenden in die Gemeinschaft ausgeführten Waren-
typen verglichen.

(95) Für das kooperierende Unternehmen, dem weder eine
MWB noch eine individuelle Behandlung gewährt wurde,
sowie für alle nicht kooperierenden Ausführer wurde der
gewogene Durchschnitt aus der für die Hersteller aus
Nichtmarktwirtschaftsländern ohne individuelle Behand-
lung ermittelten Dumpingspanne und der höchsten
Dumpingspanne, die für einen repräsentativen Typ der
betroffenen Ware eines kooperierenden ausführenden
Herstellers aus einem Nichtmarktwirtschaftsland (vgl.
Randnummer (49)) ermittelt worden war, als landesweite
Dumpingspanne festgesetzt.

(96) Die Dumpingspannen, ausgedrückt als Prozentsatz des
cif-Nettopreises frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt,
erreichen folgende Werte:

Unternehmen Dumping-
spanne

Cixi Jiangnan Chemical Fiber Co. Ltd 26,3 %

Far Eastern Industries (Shanghai) Ltd 4,9 %

Hangzhou AnShun Pettechs Fibre Industry Co., Ltd 49,0 %

Deqing AnShun Pettechs Fibre Industry Co., Ltd

Kunshan AnShun Pettechs Fibre Industry Co., Ltd

Jiangyin Changlong Chemical Fibre Co. Ltd 63,2 %

Alle übrigen Unternehmen 85,8%

8. SAUDI ARABIEN

(97) Von zwei ausführenden Herstellern und fünf mit einem
der Ausführer verbundenen Einführern gingen Antworten
auf den Fragebogen ein.

8.1 Saudi Basic Industries Corporation („Sabic“)

8.1.1 Normalwert

(98) Für diesen ausführenden Hersteller konnten repräsenta-
tive Verkäufe der gleichartigen Ware auf dem Inlands-
markt festgestellt werden. Diese konnten allerdings auf-
grund ihres Preises nicht als im normalen Handelsverkehr
getätigte Inlandsverkäufe angesehen werden. Aus diesem
Grund und in Ermangelung zuverlässiger Daten von an-
deren Herstellern in dem Ausfuhrland musste der Nor-
malwert gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung
rechnerisch ermittelt werden.

(99) Zu diesem Zweck wurden die tatsächlichen VVG-Kosten,
die dem betreffenden ausführenden Hersteller beim Ver-
kauf der gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr
im UZ auf dem Inlandsmarkt entstanden waren, zu des-
sen durchschnittlichen Herstellkosten im UZ für jeden
ausgeführten Warentyp hinzugerechnet.
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(100) Da keine zuverlässigen Angaben anderer ausführender
Hersteller in Saudi-Arabien vorlagen (vgl. Randnummern
(104) bis (106)) und der betreffende ausführende Her-
steller keine einschlägigen Produktions- und Verkaufszah-
len für die gleiche allgemeine Warengruppe zur Verfü-
gung stellte, musste die Gewinnspanne gemäß Artikel 2
Absatz 6 Buchstabe c) der Grundverordnung anhand ei-
ner anderen vertretbaren Methode ermittelt werden. Eine
Gewinnspanne von 5% wurde diesbezüglich als ange-
messen angesehen. Es liegen keine Informationen vor,
die darauf hinweisen würden, dass der auf diese Weise
ermittelte Gewinn höher ist als der Gewinn, den andere
Ausführer oder Hersteller bei Verkäufen von Waren der
gleichen allgemeinen Warengruppe auf dem Inlandsmarkt
in Saudi-Arabien erzielen, womit die Voraussetzung des
Artikels 2 Absatz 6 Buchstabe c) der Grundverordnung
erfüllt ist.

8.1.2 Ausfuhrpreis

(101) Alle Verkäufe in die Gemeinschaft erfolgten über einen
verbundenen Einführer, der die betroffene Ware sowohl
an verbundene als auch unabhängige Abnehmer weiter-
verkaufte. Die verbundenen Abnehmer wiederum ver-
kauften die betroffene Ware an andere unabhängige Ab-
nehmer weiter. Daher wurden die Ausfuhrpreise gemäß
Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung rechnerisch
ermittelt.

8.1.3 Vergleich

(102) Es wurden Berichtigungen für Unterschiede bei den
Transport-, Versicherungs-, Verpackungs- und Kreditkos-
ten vorgenommen.

(103) Zur Berücksichtigung von Kundendienstkosten auf dem
Inlandsmarkt beantragte dieser ausführende Hersteller
eine gebührende Berichtigung des Normalwerts. Er über-
mittelte jedoch keine einschlägigen Beweise zur Unter-
mauerung seines Antrags, und auch aus den verfügbaren
Informationen ging nicht hervor, dass dieser Faktor die
Vergleichbarkeit der Preise beeinflusste. Insbesondere
konnte nicht nachgewiesen werden, dass die inländischen
Abnehmer aufgrund dieses Faktors immer wieder andere
Preise zahlen mussten. Darüber hinaus wurde festgestellt,
dass diese Ausgaben nicht nur bei Verkäufen der gleich-
artigen Ware auf dem Inlandsmarkt anfielen, sondern
auch bei Verkäufen auf anderen Märkten, unter anderem
auch bei Verkäufen der betroffene Ware in die Gemein-
schaft. Da die Bedingungen nach Artikel 2 Artikel 10
nicht erfüllt waren, musste der Antrag abgelehnt werden.

8.2 National Polyester Fibers Factory („NPF“)

(104) Die Antworten dieses ausführenden Herstellers auf den
Fragebogen wiesen erhebliche Mängel auf und enthielten
widersprüchliche Angaben. Selbst nach Aufforderung um
Berichtigung, Vervollständigung und Klarstellung der
Antworten versäumte das Unternehmen, die fehlenden
Informationen zu übermitteln und die erforderlichen Be-
richtigungen vorzunehmen. Darüber hinaus wurde bei
einem Kontrollbesuch festgestellt, dass NPF nicht mehr

als die Hälfte seiner im UZ getätigten PSF-Verkäufe auf
dem Inlandsmarkt angegeben hatte. Außerdem stimmte
die vom Unternehmen angegebene Gesamtmenge der
Verkäufe (einschließlich Ausfuhrverkäufe in die Gemein-
schaft) nicht mit den Buchführungsunterlagen überein.
Die im Fragebogen angegebenen Verkaufszahlen wurden
daher als unzuverlässig betrachtet und nicht zur Ermitt-
lung der Dumpingspanne herangezogen.

(105) Des Weiteren stimmten die Angaben zu den Produk-
tionskosten nicht mit den betriebsinternen Buchführungs-
unterlagen überein, und es konnten keine einschlägigen
Nachweise zur Verfügung gestellt werden, aus denen her-
vorgegangen wäre, dass die vorgelegten Zahlen in der Tat
vollständig und korrekt waren. Daher wurde der Schluss
gezogen, dass die unterbreiteten Informationen über die
Produktionskosten der gleichartigen Ware nicht zuverläs-
sig waren und nicht für die Ermittlung des Normalwerts
zugrunde gelegt werden konnten.

(106) Aus den vorstehenden Gründen konnte die Dumping-
spanne für diesen ausführenden Hersteller nicht auf der
Grundlage der von ihm vorgelegten Daten ermittelt wer-
den. Die Dumpingspanne wurde folglich gemäß Arti-
kel 18 der Grundverordnung auf der Grundlage der ver-
fügbaren Fakten ermittelt. Aufgrund der unzureichenden
Informationen von NPF lagen keine zwingenden Gründe
für den Schluss vor, dass NPF die betroffene Ware zu
anderen Dumpingpreisen verkaufte als der andere aus-
führende Hersteller in Saudi-Arabien. Daher wurde es
als angemessen angesehen, für NPF dieselbe Dumping-
spanne wie für den anderen ausführenden Hersteller in
Saudi-Arabien zugrunde zu legen.

(107) Das Unternehmen bestritt dies und behauptete, transpa-
rent gehandelt zu haben. Etwaige Fehler in den übermit-
telten Informationen seien unbeabsichtigt bzw. Flüchtig-
keitsfehler gewesen. Es wurden jedoch keine anderen
überprüfbaren Informationen übermittelt, anhand derer
die Kommission zu einer anderen Feststellung hätte ge-
langen können.

(108) Der andere ausführende Hersteller in Saudi-Arabien war
hiermit jedoch nicht einverstanden, da es sich seiner Auf-
fassung nach um einen Bonus für Nichtmitarbeit han-
delte. Des Weiteren machte er geltend, die von NPF aus-
geführten Warentypen seien nicht mit den von Sabic
ausgeführten Warentypen vergleichbar. In diesem Zusam-
menhang ist zu bemerken, dass die Dumpingspanne für
NPF auf der Grundlage der verfügbaren Informationen
ermittelt wurde. Da auf Sabic der größte Teil (81%) der
Ausfuhren der betroffenen Ware aus Saudi-Arabien in die
Gemeinschaft entfiel, wurde dies — zumal keine andere
Methode vertretbar war — als angemessene Grundlage
für die Ermittlung der Dumpingspanne für NPF angese-
hen. Darüber hinaus gab es, wie bereits erwähnt, keinen
Anlass zu der Annahme, dass NPF seine Preise auf einem
anderen Niveau als der andere ausführende Hersteller in
Saudi-Arabien dumpte. Bezüglich der unterschiedlichen
Warentypen ist anzumerken, dass diese alle unter die
Definition der betroffenen Ware fallen. Unter diesen Um-
ständen wird das Vorgehen der Kommission als vernünf-
tig angesehen.
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8.2.1 Dumpingspanne

(109) Die Dumpingspanne wurde mittels eines Vergleichs des
gewogenen durchschnittlichen Normalwerts des Unter-
nehmens mit dessen gewogenen durchschnittlichen Aus-
fuhrpreisen je Warentyp (Definition siehe oben) ermittelt.
Wie unter Randnummer (106) erläutert, wurde für NPF,
den anderen ausführenden Hersteller in Saudi-Arabien,
dieselbe Dumpingspanne zugrunde gelegt wie für den
kooperierenden ausführenden Hersteller in Saudi-Arabien
(Sabic).

(110) Der Vergleich des Normalwerts mit den Ausfuhrpreisen
ergab das Vorliegen von Dumping. Die Dumpingspan-
nen, ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Nettopreises
frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt, erreichen fol-
gende Werte:

National Polyester Fibers Factory 31,7 %

Saudi Basic Industries Corporation (Sabic) 31,7 %

(111) Da auf die beiden vorgenannten Unternehmen fast die
gesamten Ausfuhrverkäufe aus Saudi-Arabien in die
Gemeinschaft entfallen (vgl. Randnummer (48)), wurde
beschlossen, den residualen Zoll in Höhe der höchsten
Dumpingspanne festzusetzen, die für ein kooperierendes
Unternehmen ermittelt worden war. Der residuale Zoll,
ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Nettopreises frei
Grenze der Gemeinschaft, unverzollt, beträgt deshalb
31,7 %.

9. REPUBLIK KOREA

(112) Drei ausführende Hersteller, die in die Stichprobe einbe-
zogen worden waren, beantworteten den Fragebogen.

(113) Ein ausführender Hersteller übermittelte zunächst Daten
für alle Waren, die Polyester enthalten. Da sich diese
Überprüfung jedoch nur auf synthetische Spinnfasern be-
zieht, weder gekrempelt noch gekämmt noch anders für
die Spinnerei bearbeitet, aus Polyester, die derzeit dem
KN-Code 5503 20 00 (d. h. 50% Polyester oder mehr)
zugewiesen werden, wurden alle Waren, die vom aus-
führenden Hersteller als Waren mit einem Polyesteranteil
von weniger als 50 % zollamtlich angemeldet worden
waren, nicht berücksichtigt.

9.1 Normalwert

(114) Die Verkäufe der gleichartigen Ware der drei in die Stich-
probe einbezogenen ausführenden Hersteller wurden, wie
unter den Randnummern (29) bis (31) festgelegt, als re-
präsentativ angesehen. Zum größten Teil wurde der Nor-
malwert gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Grundverordnung
anhand der im normalen Handelsverkehr von unabhän-
gigen Abnehmern in der Republik Korea tatsächlich ge-
zahlten oder zu zahlenden Preise ermittelt. Für alle Wa-
rentypen, bei denen die Inlandsverkäufe nicht ausreich-
ten, um als repräsentativ zu gelten, oder die nicht im
normalen Handelsverkehr erfolgt waren, wurde der Nor-
malwert gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung
und wie unter Randnummer (34) erläutert, rechnerisch
ermittelt.

(115) Ein ausführender Hersteller in der Republik Korea wies
Verkäufe an koreanische Fertigungsunternehmen eben-
falls als Inlandsverkäufe aus, obwohl die Ware letztend-

lich für die Ausfuhr bestimmt war. Der ausführende Her-
steller behauptete, die Verkäufe seien für den Inlandsver-
brauch bestimmt gewesen. Für diese Verkäufe galten je-
doch spezifische Bestimmungen für Ausfuhrverkäufe, da
keine inländische Verkaufssteuer erhoben wurde, sie in
der Regel in USD in Rechnung gestellt und per Akkredi-
tiv bezahlt wurden, Zollerstattungsregelungen galten und
sie in den Büchern der Unternehmen in der Regel als
lokale Ausfuhrverkäufe ausgewiesen wurden. Daher wur-
den diese Verkäufe in Übereinstimmung mit dem Ansatz
der unter Randnummer (2) genannten Untersuchung
(„Ausgangsuntersuchung“) bei der Ermittlung des Nor-
malwerts für dieses Unternehmen ausgeschlossen.

(116) Derselbe ausführende Hersteller in der Republik Korea
nahm zudem das so genannte „Work out Programme“
in Anspruch, bei dem es sich um ein nationales Pro-
gramm zur Unterstützung koreanischer Unternehmen,
die sich in finanziellen Schwierigkeiten befinden, handelt.
Im Rahmen dieses Programms konnte das Unternehmen
Schuldverpflichtungen in Beteiligungskapital umwandeln,
das zu einem großen Teil als Einkommen ausgewiesen
wurde und mit dem künstlich ein erheblicher Teil der
VVG-Kosten des Unternehmens ausgeglichen wurde. Da-
her wurde die Auffassung vertreten, dass dieser Betrag
nicht als Einkommen im Rahmen der üblichen Geschäfts-
tätigkeit betrachtet und deshalb bei der Berechnung der
VVG-Kosten nicht berücksichtigt werden sollte. Die an-
gegebenen VVG-Kosten (einschließlich des künstlich ge-
schaffenen Einkommens) spiegelten die mit der Produk-
tion und dem Verkauf der gleichartigen Ware verbunde-
nen Kosten folglich nicht in angemessener Weise wider.
Daher wurde dieser Betrag gemäß Artikel 2 Absatz 5 der
Grundverordnung bei der Ermittlung der VVG-Kosten
nicht berücksichtigt.

(117) Das Unternehmen verlangte, auch Erträge im Zusammen-
hang mit der Schuldenregulierung sollten bei der Berech-
nung der VVG-Kosten berücksichtigt werden. Da diese
jedoch nicht mit der betroffenen Ware, sondern mit Ge-
winnen im Rahmen des „Work out“-Programms in Zu-
sammenhang standen, stellten sie keine regulären Ein-
künfte dar, die bei der Berechnung der VVG-Kosten be-
rücksichtigt werden müssten. Das Unternehmen behaup-
tete jedoch, diese Art der Schuldenregulierung würde je-
des Jahr vorgenommen, und sie dürfte daher nicht von
der Berechnung der VVG-Kosten ausgeklammert werden.
In den geprüften Büchern des Unternehmens wurde für
die letzten beiden Geschäftsjahre jedoch keine derartige
Schuldenregulierung ausgewiesen; sie hängt vielmehr ein-
deutig mit dem „Work out“-Programm zusammen. Diese
Erträge werden also nach wie vor bei der Berechnung der
VVG-Kosten ausgeklammert.

(118) Das Unternehmen behauptete, die Berichtigung der VVG-
Kosten ergäbe sich aus seiner normalen Geschäftstätigkeit
und dürfe daher nicht unberücksichtigt bleiben. Es über-
mittelte nach der Unterrichtung neue Informationen, de-
nen zufolge die unter der vorstehenden Randnummer
erwähnten Erträge jedoch nicht im Zusammenhang mit
der betroffenen Ware standen. Zudem widersprachen
diese neuen, nicht bestätigten Informationen den Infor-
mationen, die während des Kontrollbesuchs vor Ort ge-
sammelt wurden. Sie konnten daher nicht berücksichtigt
werden. Auf dieser Grundlage werden die Anträge in
Bezug auf das „Work out“-Programm abgelehnt.
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(119) Derselbe ausführende Hersteller machte für den UZ hohe
Versicherungskosten aufgrund eines vor dem UZ erfolg-
ten Brandschadens an einer der Produktionslinien für die
betroffene Ware geltend. Das Unternehmen zog diese
Einnahmen von den VVG-Kosten in Verbindung mit
den Inlandsverkäufen der betroffenen Ware ab. Demge-
genüber berücksichtigte es nicht die im UZ durch den
Brandschaden verursachten Kosten. Die VVG-Kosten wur-
den somit viel zu niedrig angesetzt. Die Versicherungs-
summe wurde für die Montage einer neuen Produktions-
linie verwendet, mit der allerdings nicht mehr die betrof-
fene Ware hergestellt wird. Da alle Kosten und Einnah-
men aufgrund des Brandschadens sich entweder nicht auf
den UZ oder die betroffene Ware bezogen, sollten diese
bei der Berechnung der VVG-Kosten zum Zwecke der
Ermittlung des Normalwerts ausgeklammert werden.

(120) Nach der Unterrichtung focht das Unternehmen die vor-
stehenden Schlussfolgerungen an und machte geltend,
dass ihm aufgrund des Geschäftsausfalls Kosten entstan-
den seien. Dieses Vorbringen wurde jedoch bereits im
Rahmen des Kontrollbesuchs untersucht. Schon damals
hatte das Unternehmen versäumt, beweiskräftige Unter-
lagen über den Teil der Versicherungssumme vorzulegen,
der angeblich zum Ausgleich des Geschäftsausfalls diente.
Dem Einwand wurde daher nicht gefolgt.

9.2 Ausfuhrpreis

(121) Ein ausführender Hersteller teilte mit, dass er in der Zeit
der Ausgangsuntersuchung mit einem Einführer in der
Gemeinschaft geschäftlich verbunden gewesen sei. Ob-
wohl dieser Einführer in der Gemeinschaft weiterhin tätig
sei, bestehe keine Verbindung mehr zwischen den beiden
Unternehmen. Diesbezüglich ist zu bedenken, dass der
ausführende Hersteller in Korea einen erheblichen Anteil
seiner Verkäufe der betroffenen Ware in die Gemein-
schaft über diesen Einführer abwickelte. Deshalb wurde
sorgfältigst geprüft, ob in diesem Fall nicht Artikel 2
Absatz 9 anzuwenden war.

(122) Es wurde untersucht, welche Preise der ausführende Her-
steller in Korea dem verbundenen Einführer in Rechnung
gestellt hatte. Die Untersuchung ergab, dass er im UZ
dem verbundenen Unternehmen dieselben Preise in Rech-
nung stellte wie unabhängigen Einführern. Unter diesen
Umständen wurde die Auffassung vertreten, dass die zwi-
schen den verbundenen Partnern vereinbarten Preise den
marktüblichen Preisen entsprachen und zuverlässig wa-
ren. Da sich die Ausfuhrpreise als zuverlässig erwiesen,
gab es keinen Anlass, auf Artikel 2 Absatz 9 der Grund-
verordnung zurückzugreifen und Feststellungen über die
geschäftlichen Beziehungen zwischen den beiden Unter-
nehmen zu treffen.

(123) Im Falle dieses ausführenden Herstellers beruhte der Aus-
fuhrpreis auf den von allen Abnehmern in der Gemein-
schaft tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preisen.

(124) Für die anderen beiden ausführenden Hersteller wurde
der Ausfuhrpreis auf der Grundlage der von unabhängi-
gen Abnehmern in der Gemeinschaft tatsächlich gezahl-
ten oder zu zahlenden Preise ermittelt.

9.3 Vergleich

(125) Im Interesse eines fairen Vergleichs wurden sofern erfor-
derlich und gerechtfertigt Berichtigungen für Unter-
schiede bei den Einfuhrabgaben und indirekten Steuern,
Zöllen, Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-, Ver-
lade- und Nebenkosten, Verpackungskosten, Bankgebüh-
ren, Kreditkosten und Provisionen vorgenommen.

(126) Alle drei ausführenden Hersteller beantragten eine Berich-
tigung für die Erstattung von Einfuhrabgaben mit der
Begründung, dass die Einfuhrabgaben entrichtet wurden,
wenn die gleichartige Ware für den Verbrauch im Aus-
fuhrland bestimmt war, aber erstattet wurden, wenn die
Ware zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauft wurde. In
allen Fällen war den Feststellungen zufolge der beantragte
Betrag höher als der für die gleichartige Ware auf dem
Inlandsmarkt entrichtete Zoll, und die Berichtigungen
wurden entsprechend angepasst.

(127) Nach der Unterrichtung fochten zwei Unternehmen die
Methode an, die zur Berichtigung für die Erstattung von
Einfuhrabgaben angewendet wurde. Sie begründeten dies
teilweise damit, dass in der Ausgangsuntersuchung eine
andere Methode angewendet worden sei. Sie verlangten
stattdessen eine Berichtigung auf der Grundlage der in
ihren Antworten auf den Fragebogen angewendeten Me-
thode.

(128) Die von den Unternehmen angewendete Berechnungsme-
thode, ebenso wie die Methode in der Ausgangsuntersu-
chung, spiegelten den Untersuchungsergebnissen zufolge
nicht die tatsächliche Höhe der im Zusammenhang mit
der gleichartigen Ware zu entrichtenden Einfuhrabgaben
wider. Sie erfüllte somit nicht die Voraussetzungen des
Artikels 2 Absatz 10 Buchstabe b) der Grundverordnung
und musste abgelehnt werden. Die in der derzeitigen
Untersuchung angewendete Methode stand mit Artikel
2 Absatz 10 Buchstabe b) im Einklang und wurde daher
als angemessen betrachtet und beibehalten.

(129) Zudem beantragten alle drei ausführenden Hersteller Be-
richtigungen für Kreditkosten auf der Grundlage der tat-
sächlichen Kreditlaufzeit, die die Abnehmer im Rahmen
des auf dem koreanischen Inlandsmarkt angewandten
Kontokorrent/Revolving-Systems in Anspruch nahmen.
Den Feststellungen zufolge räumten die ausführenden
Hersteller im Rahmen dieses Systems in der Regel keine
spezifischen Kreditlaufzeiten ein, und zudem konnten die
in Anspruch genommenen Kreditlaufzeiten nicht genau
bestimmt werden, da die Zahlungsbestätigungen und
Rechnungen einander nicht zugeordnet werden konnten.
Daher konnten diese Berichtigungen nicht gewährt wer-
den.

(130) Nach der Unterrichtung machten zwei Unternehmen gel-
tend, die Tatsache, dass sie ein Kontokorrent/Revolving-
System in Anspruch nähmen, sei an sich kein Grund, die
Berichtigung für Kreditkosten abzulehnen. Den Untersu-
chungsergebnissen zufolge gab es jedoch keine bestän-
dige Verbindung zwischen den Preisen und den angege-
benen Kreditlaufzeiten. Es konnte nicht nachgewiesen
werden, dass die einzelnen Kreditlaufzeiten vor dem Ver-
kauf mit dem Abnehmer abgesprochen wurden und dass
sie sich daher auf die Preise und die Vergleichbarkeit der
Preise auswirkten. Die Anträge der ausführenden Herstel-
ler mussten daher abgelehnt werden.
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(131) Ein ausführender Hersteller beantragte gemäß Artikel 2
Absatz 10 Buchstabe k) der Grundverordnung eine Be-
richtigung für andere Faktoren mit der Begründung, dass
die Ausfuhr- und Inlandsverkäufe auf unterschiedlichen
Handelsstufen erfolgt seien und dies eine Auswirkung
auf die Vergleichbarkeit der Preise hätte. Es wurde geltend
gemacht, dass die Inlandsverkäufe hauptsächlich an End-
abnehmer, die Ausfuhrverkäufe in die Gemeinschaft je-
doch im Wesentlichen an Vertriebsgesellschaften erfolg-
ten. Da das Unternehmen die erforderliche Berichtigung
nicht beziffern konnte, erfolgte der Antrag auf der
Grundlage von Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe d) Ziffer
ii) und nicht von Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe d) Ziffer
i) der Grundverordnung. Das Unternehmen schlug später
vor, die Berichtigung auf der Grundlage des Unterschieds
zwischen den Preisen, die auf dem Inlandsmarkt den
Endabnehmern und Vertriebsgesellschaften in Rechnung
gestellt wurden, vorzunehmen. Das Unternehmen war
jedoch nicht in der Lage, entsprechende anhaltende und
eindeutige Preisunterschiede nachzuweisen. Da nicht der
Schluss gezogen werden konnte, dass sich die Unter-
schiede bei den Handelsstufen auf die Vergleichbarkeit
der Preise auswirkten, wurde dem Vorbringen nicht ge-
folgt.

(132) Ein ausführender Hersteller machte geltend, dass auf-
grund der Unterschiede in Bezug auf Denier und Lüst-
rierung der Warentypen eine Berichtigung für Unter-
schiede bei den materiellen Eigenschaften gerechtfertigt
sei. Da das Unternehmen keine einschlägigen Beweise
dafür vorlegen konnte, dass sich die Unterschiede bei
Denier und Lüstrierung auf den Preis oder die Vergleich-
barkeit der Preise auswirkten, wurde dem Vorbringen
nicht stattgegeben.

9.4 Dumpingspanne

(133) Der Vergleich des gewogenen durchschnittlichen Normal-
werts mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhr-
preis auf Typengrundlage und auf der Stufe ab Werk
ergab für zwei der ausführenden Hersteller das Vorliegen
von Dumping. Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass
den Untersuchungsergebnissen zufolge die Ausfuhrpreise
eines ausführenden Herstellers im letzten Monat des UZ
(nachstehend „zweiter Zeitabschnitt“ genannt) allgemein
und im Durchschnitt über jenen vor diesem Monat
(nachstehend „erster Zeitabschnitt“ genannt) lagen. Im
zweiten Zeitabschnitt waren die Ausfuhrpreise hoch
und weitgehend nicht gedumpt, während im ersten Zeit-
abschnitt mit niedrigeren Ausfuhrpreisen in erheblichem
Umfang Dumping praktiziert wurde. Es bestanden somit
erhebliche Unterschiede zwischen dem Gefüge der Aus-
fuhrpreise des ersten und zweiten Zeitraums des UZ.
Außerdem ergab die Untersuchung, dass ein Vergleich
auf der Grundlage der Durchschnittswerte das im ersten
Zeitraum des UZ praktizierte erhebliche Dumping nicht
widerspiegeln würde, da diese Methode es nicht zulassen
würde, die bedeutenden Unterschiede im Gefüge der Aus-
fuhrpreise zwischen dem ersten und dem zweiten Zeit-
raum des UZ gebührend zu berücksichtigen. Daher
wurde auch angesichts der unter Randnummer (124) dar-
gelegten Feststellungen der Schluss gezogen, dass der ge-
wogene durchschnittliche Normalwert gemäß Artikel 2
Absatz 11 der Grundverordnung mit den Preisen jedes
einzelnen Ausfuhrgeschäfts zu vergleichen war, um das
volle Ausmaß des praktizierten Dumpings widerzuspie-
geln.

(134) Aus den unter Randnummer (44) erläuterten Gründen
konnte kein Vergleich einzelner Normalwerte mit den
Ausfuhrpreisen jedes einzelnen Ausfuhrgeschäfts vorge-
nommen werden. Da ein ausführender Hersteller nur
eine Rechnung pro Monat und Abnehmer erstellte, war
es nicht möglich, einzelne Ausfuhrgeschäfte mit einzel-
nen auf dem Inlandsmarkt getätigten Verkaufsgeschäften
sinnvoll zu vergleichen. In den meisten Fällen hätten für
einen solchen Vergleich entweder derselbe Monat gewählt
und für diesen Durchschnittswerte errechnet werden
müssen (wobei es sich dann nicht mehr um den Ver-
gleich einzelner Ausfuhrgeschäfte gehandelt hätte) oder
aber zu Vergleichszwecken willkürlich verschiedene Aus-
fuhrpreise gewählt werden müssen.

(135) Der ausführende Hersteller, für den der gewogene durch-
schnittliche Normalwert mit den Preisen der einzelnen
Ausfuhrgeschäfte verglichen wurde, focht diese Vorge-
hensweise an, da es für diese geringe Anzahl von Ge-
schäften zu nicht gedumpten Preisen im letzten Monat
des UZ eine wirtschaftliche Erklärung für diese Rechnun-
gen gebe. Daher sei es nicht gerechtfertigt, für die einzel-
nen Zeitabschnitte von einem spezifischen Gefüge der
Ausfuhrpreise auszugehen. Diesbezüglich sei angemerkt,
dass die wirtschaftliche Rechtfertigung dieser Rechnungen
— unabhängig davon, ob eine solche Rechtfertigung in
diesem Zusammenhang relevant ist — nicht bei dem
Endabnehmer überprüft werden konnte. Außerdem wi-
derspricht die Behauptung des ausführenden Herstellers,
es gebe eine wirtschaftliche Begründung für diese geringe
Anzahl von Geschäftsvorgängen, anderen vom Unterneh-
men übermittelten Informationen, in denen das Unter-
nehmen während der Untersuchung behauptete, dass es
nach dem UZ Preiskompensationen gegeben habe. Darü-
ber hinaus ergab der Vergleich mit den gewogenen
durchschnittlichen Ausfuhrpreisen für die elf Monate
des UZ (ohne Dezember) und für die erste Hälfte des
UZ eine ähnliche Dumpingspanne wie der Vergleich
mit den gewogenen Preisen der einzelnen Ausfuhrge-
schäfte für den gesamten UZ. Aus den vorstehenden
Gründen wird in diesem Fall der Vergleich des gewoge-
nen durchschnittlichen Normalwerts mit den Preisen der
einzelnen Ausfuhrgeschäfte als angemessen erachtet.

(136) Für die nicht in die Stichprobe einbezogenen kooperier-
enden Unternehmen wurde die gewogene durchschnitt-
liche Dumpingspanne der in die Stichprobe einbezoge-
nen Unternehmen ermittelt. Hierbei wurde das Unterneh-
men Sung Lim Co., Ltd., dessen Dumpingspanne gering-
fügig war, in Übereinstimmung mit Artikel 9 Absatz 6
der Grundverordnung nicht berücksichtigt.

(137) Es wurden folgende Dumpingspannen, ausgedrückt als
Prozentsatz des cif-Einfuhrpreises frei Grenze der
Gemeinschaft, unverzollt, ermittelt:

— Huvis Corporation, Seoul: 5,7 %

— Saehan Industries Inc., Seoul: 10,6 %

— Sung Lim Co., Ltd., Kumi-si: 0,9 % (geringfügig)

— Kooperierende Unternehmen, die nicht in der Stich-
probe berücksichtigt wurden: 6,0 %

— Alle übrigen Unternehmen: 10,6 %
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10. TAIWAN

(138) Die beiden ausführenden Hersteller, die in die Stichprobe
einbezogen worden waren, beantworteten den Fragebo-
gen.

(139) Beide ausführenden Hersteller übermittelten zunächst Da-
ten für alle Waren, die Polyester enthalten. Da sich diese
Überprüfung jedoch nur auf synthetische Polyester-Spinn-
fasern bezieht, weder gekrempelt noch gekämmt noch
anders für die Spinnerei bearbeitet, die derzeit dem KN-
Code 5503 20 00 (d. h. 50% Polyester oder mehr) zu-
gewiesen werden, wurden alle Waren, die von den aus-
führenden Hersteller als Waren mit einem Polyesteranteil
von weniger als 50 % zollamtlich angemeldet worden
waren, nicht berücksichtigt.

10.1 Normalwert

(140) Für beide ausführenden Hersteller waren die Verkäufe der
gleichartigen Ware repräsentativ. Der Normalwert wurde
zum größten Teil gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Grund-
verordnung anhand der im normalen Handelsverkehr
von unabhängigen Abnehmern in Taiwan tatsächlich ge-
zahlten oder zu zahlenden Preise ermittelt. Für alle Wa-
rentypen, bei denen die Inlandsverkäufe nicht ausreich-
ten, um als repräsentativ zu gelten, oder die nicht im
normalen Handelsverkehr erfolgt waren, wurde der Nor-
malwert gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung
und, wie unter Randnummer (34) erläutert, rechnerisch
ermittelt. VVG-Kosten und Gewinne wurden gemäß Arti-
kel 2 Absatz 6 der Grundverordnung anhand der Zahlen
ermittelt, die der von der Untersuchung betroffene aus-
führende Hersteller bei der Produktion und dem Verkauf
der gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr tat-
sächlich verzeichnete.

10.2 Ausfuhrpreis

(141) Für beide ausführenden Hersteller wurden die Ausfuhr-
preise gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Grundverordnung
anhand der Preise ermittelt, die unabhängige Abnehmer
in der Gemeinschaft tatsächlich zahlten.

10.3 Vergleich

(142) Im Interesse eines fairen Vergleichs wurden sofern erfor-
derlich und gerechtfertigt Berichtigungen für Unter-
schiede bei Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-,
Verlade- und Nebenkosten, Verpackungskosten, Bankge-
bühren, Preisnachlässen, Mengenrabatten, Kreditkosten
und Provisionen vorgenommen.

10.4 Dumpingspanne

(143) Der gewogene durchschnittliche Normalwert der einzel-
nen PSF-Typen wurde gemäß Artikel 2 Absatz 11 der
Grundverordnung auf der Stufe ab Werk und auf der
gleichen Handelsstufe mit dem gewogenen durchschnitt-
lichen Ausfuhrpreis der entsprechenden Typen vergli-
chen.

(144) Der Vergleich ergab für die zwei von der Untersuchung
betroffenen ausführenden Hersteller in Taiwan das Vor-
liegen von Dumping, wobei die Dumpingspanne dem
Betrag entspricht, um den der ermittelte Normalwert
den Preis bei Ausfuhr in die Gemeinschaft überstieg.

(145) Es wurden die folgenden Dumpingspannen, ausgedrückt
als Prozentsatz des cif-Einfuhrpreises frei Grenze der
Gemeinschaft, unverzollt, ermittelt:

— Nan Ya Plastics Corporation, Taipei: 1,7 %

— Far Eastern Textile Ltd., Taipei: 1,8 %

(146) Da beide Dumpingspannen geringfügig sind, d. h. weni-
ger als 2 % betragen, sollte das Verfahren gegenüber Tai-
wan entsprechend der gängigen Praxis der Kommission
ohne Einführung von Maßnahmen eingestellt werden,
wenn die Umstände, die zu diesem Ergebnis führten,
als dauerhaft angesehen werden.

D. DAUERHAFTE VERÄNDERUNG DER UMSTÄNDE
UND WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS
BZW. WIEDERAUFTRETENS VON SCHÄDIGENDEM

DUMPING

1. ALLGEMEINE FESTSTELLUNGEN

(147) Im Rahmen der Interimsüberprüfung betreffend Taiwan
und die Republik Korea prüfte die Kommission ebenfalls,
ob die Annahme vertretbar war, dass sich im Vergleich
zur Ausgangsuntersuchung die Umstände hinsichtlich des
Dumpings und der Schädigung im Sinne des Artikels 11
Absatz 3 der Grundverordnung dauerhaft verändert hat-
ten.

(148) Des Weiteren wurde gemäß Artikel 11 Absatz 7 der
Grundverordnung für Taiwan geprüft, ob im Falle des
Außerkrafttretens der Maßnahmen ein Anhalten oder
Wiederauftreten des Dumpings wahrscheinlich wäre.

2. REPUBLIK KOREA

(149) Wie zuvor erwähnt, ergab die laufende Untersuchung für
zwei der drei ausführenden Hersteller der Stichprobe das
Vorliegen von Dumping, das allerdings im Vergleich zur
Ausgangsuntersuchung niedriger war. Für den dritten
ausführenden Hersteller ergab auch diese Untersuchung
nur geringfügiges Dumping.

(150) Um festzustellen, ob sich die Umstände in Bezug auf das
Dumping dauerhaft verändert haben, wurden die Produk-
tionskapazität, die Entwicklung der Verkaufsmengen auf
dem Inlandsmarkt, auf dem Gemeinschaftsmarkt und bei
der Ausfuhr in Drittländer sowie die Preise, zu denen die
drei in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Her-
steller in der Republik Korea die betroffene Ware jeweils
auf den vorgenannten Märkten verkauften, untersucht.
Diese Verkäufe entsprachen mehr als 80 % der im UZ
zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften betroffenen
Ware.
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2.1 Produktionskapazität

(151) Die Produktion der betroffenen Ware ist seit 2001 (Maß-
nahmen wurden im Dezember 2000 eingeführt) um nur
3,5 % gestiegen, während die Produktionskapazität um
4% zurückging. Die Kapazitätsauslastung war bei gerin-
ger ungenutzter Produktionskapazität entsprechend hoch
(89% im Jahr 2001 und 95% im UZ). Die ausführenden
Hersteller kündigten für die nächsten Jahre keine Produk-
tionssteigerungen an. Das Unternehmen, das im UZ den
größten Teil der betroffenen Ware in die Gemeinschaft
ausführte, stellte nach dem UZ die Produktion der be-
troffenen Ware sogar ein.

2.2 Verkaufsmengen

(152) Der Inlandsmarkt war in den letzten Jahren relativ stabil.
Auch bei einem eventuellen Rückgang des Inlandsver-
brauchs aufgrund einer möglichen Verlagerung der Pro-
duktionsanlagen bestimmter PSF-Verwender außerhalb
Koreas ist keine erhebliche oder sofortige Veränderung
des Inlandsmarkts zu erwarten. Zudem könnte die Pro-
duktion bei einem rückläufigen PSF-Verbrauch auf dem
Inlandsmarkt entweder auf andere Polyesterfaser verlegt
werden, was technisch relativ einfach wäre, oder die be-
troffene Ware in andere Drittländer, die keine oder aber
niedrigere Antidumpingzölle als die Gemeinschaft erhe-
ben, ausgeführt werden. Eine Kombination beider Mög-
lichkeiten wäre ebenfalls denkbar. Außerdem sind die
koreanischen Hersteller, die über 70% ihrer PSF-Produk-
tion auf Drittlandsmärkten verkaufen, ohnehin sehr ex-
portorientiert. Da der Inlandsmarkt für die Unternehmen
nur begrenzt wichtig ist, hätte ein Rückgang des Inlands-
verbrauchs keine bedeutende Auswirkung auf ihre Renta-
bilität. Es gäbe somit keinen dringenden Anlass, mit Hilfe
niedrigerer PSF-Preise die Verkäufe auf andere Abnehmer
außerhalb Koreas auszuweiten. Auf der Grundlage der
verfügbaren Informationen kann daher nicht der Schluss
gezogen werden, dass eine Veränderung in der Größe des
Inlandsmarkts automatisch zu einem Anstieg von PSF-
Ausfuhren in die Gemeinschaft zu immer stärker ge-
dumpten Preisen führen würde.

(153) Die Ausfuhrverkäufe in Drittländer waren über die letz-
ten drei Geschäftsjahre konstant und betrugen 68% der
Gesamtverkäufe der betroffenen Ware. Mit einem Ein-
bruch der Aufnahmekapazität in Drittländern ist insbe-
sondere in Anbetracht der weltweit steigenden Pof-Nach-
frage aufgrund sich diversifizierender Anwendungsberei-
che, die über Spinnerei und Gewebe hinausgehen, eben-
falls nicht zu rechnen; die betroffene Ware wird zuneh-
mend auch für andere Zwecke als die Spinnerei verwen-
det.

(154) Angesichts der hohen Kapazitätsauslastung der koreani-
schen Hersteller, der geringen ungenutzten Produktions-
kapazitäten sowie der relativ stabilen Lage auf den In-
landsmarkt wie auch auf anderen Ausfuhrmärkten ist es
zudem unwahrscheinlich, dass eine Senkung der Anti-
dumpingzölle zu einem erheblichen Anstieg der Einfuh-
ren der betroffenen Ware in die Gemeinschaft führen
würde.

2.3 Verkaufspreise

(155) Es wurde untersucht, ob eine niedrigere Dumpingspanne
einen Rückgang der Ausfuhrpreise bewirken würde, was
wiederum zu einem höheren Dumping führen könnte.
Da bereits Maßnahmen eingeführt wurden und die be-
troffene Ware trotz dieser Maßnahmen in gleich bleib-
enden und umfangreichen Mengen in die Gemeinschaft
eingeführt wird, gibt es keine Hinweise dafür, dass nied-
rigere Dumpingspannen niedrigere Ausfuhrpreise nach
sich ziehen würden. Es könnte sogar argumentiert wer-
den, dass niedrigere Antidumpingzölle, die von den Ein-
führern zu entrichten wären, für die Unternehmen in
Korea die Möglichkeit eröffnen würden, ihre Preise anzu-
heben, ohne dass sich dadurch der von den unabhängi-
gen Abnehmern zu zahlende Endpreis ändern würde.

2.4 Wahrscheinliche Entwicklung des Normalwerts

(156) Es wurden keine Hinweise dafür gefunden, dass der in
der Überprüfung ermittelte Normalwert nicht als dauer-
haft angesehen werden könnte.

(157) Es könnte allerdings zu bedenken gegeben werden, dass
die stark mit den Ölpreisen korrelierende Entwicklung
der Rohstoffpreise durchaus einen erheblichen Einfluss
auf den Normalwert haben könnte. Da die Preise der
betreffenden Rohstoffe jedoch international festgelegt
sind, würde sich ein Anstieg der Rohstoffpreise sowohl
auf den Ausfuhrpreis als auch den Normalpreis auswir-
ken, da alle Marktbeteiligten in gleicher Weise betroffen
wären.

2.5 Schlussfolgerungen zur Republik Korea

(158) Aus den vorstehenden Gründen und gemäß Artikel 11
Absatz 3 wurde der Schluss gezogen, dass im Falle der
veränderten Umstände, die zu dem Rückgang der Dum-
pingspanne führten, vernünftigerweise davon ausgegan-
gen werden konnte, dass sie dauerhafter Natur waren.

(159) Bezüglich des Unternehmens mit geringfügiger Dumping-
spanne ist anzumerken, dass für dieses Unternehmen
bereits seit der Einführung der endgültigen Maßnahmen
im Jahr 2000 ein Antidumpingzoll von 0% galt. Trotz
der billigen Einfuhren insbesondere aus der VR China
und Saudi-Arabien, die mit den Einfuhren aus Korea
konkurrierten, konnte in der laufenden Überprüfung für
dieses Unternehmen kein Dumping festgestellt werden.
Deshalb gibt es keinen Grund für die Annahme, dass
dieses Unternehmen sein Ausfuhrverhalten in Zukunft
grundlegend ändern wird.

(160) Da für alle betroffenen Unternehmen in Korea geringere
Dumpingspannen ermittelt wurden und davon ausgegan-
gen wird, dass es sich hierbei nicht nur um eine Ver-
änderung kurzfristiger Natur handelt, sollten die mit der
Verordnung (EG) Nr. 2852/2000 eingeführten Maßnah-
men entsprechend geändert werden.

(161) Aus denselben Gründen sollte die geringfügige Dumping-
spanne des Unternehmens Sung Lim Co., Ltd. bestätigt
werden.
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3. TAIWAN

(162) Untersucht wurden die Produktionskapazität, die Ent-
wicklung der Verkaufsmengen auf dem Inlandsmarkt,
auf dem Gemeinschaftsmarkt und bei der Ausfuhr in
Drittländer (ausschließlich der Gemeinschaft) sowie die
Preise, zu denen die zwei ausführenden Hersteller in Tai-
wan, die in die Stichprobe einbezogen wurden, die be-
troffene Ware jeweils auf den vorgenannten Märkten ver-
kauften; diese Verkäufe entsprachen mehr als 90% der
im UZ zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften be-
troffenen Ware.

3.1 Produktionskapazität

(163) In den letzten vier Geschäftsjahren ging die Produktions-
kapazität der zwei ausführenden Hersteller in Taiwan um
6,5% zurück. Auch wenn ihre Kapazitätsauslastung nur
73% beträgt, blieb sie über lange Zeit konstant. Den
verfügbaren Daten zufolge scheint die Produktion in an-
dere Länder (Vietnam und China) mit höherer Produkti-
vität verlagert zu werden. Selbst bei noch ungenutzten
Produktionskapazitäten ist eine Zunahme der Ausfuhren
in die Gemeinschaft bei Außerkrafttreten der Maßnah-
men nicht sehr wahrscheinlich, da die ungenutzten Pro-
duktionskapazitäten wohl eher in andere Drittländer ver-
legt werden würden.

3.2 Verkaufsmengen

(164) Für die ausführenden Hersteller waren in den letzten drei
Geschäftsjahren nicht die Gemeinschaft, sondern andere
Drittländer der wichtigste Absatzmarkt für die betroffene
Ware. Der Absatz auf dem Gemeinschaftsmarkt war je-
doch mit 24% der insgesamt im UZ verkauften betrof-
fene Ware weiterhin erheblich, wobei jedoch im Ver-
gleich zu 2001 (29%) Absatzeinbußen verzeichnet wur-
den. Trotz der in anderen Drittländern (China und Japan)
geltenden Maßnahmen stiegen die Ausfuhren in Drittlän-
der über drei Jahre um 14%; im UZ gingen 62% der
Gesamtverkäufe der betroffenen Ware in Drittländer.

(165) Die Inlandsverkäufe blieben in den letzten drei Geschäfts-
jahren mit 13,4 % der Gesamtverkäufe der betroffenen
Ware im UZ konstant.

(166) Auch wenn die ausführenden Hersteller in der Lage wa-
ren, trotz der in mehreren Drittländern für sie geltenden
Antidumpingmaßnahmen ihre Ausfuhren in andere Dritt-
länder als die Gemeinschaft weiterhin zu steigern und
gleichzeitig ihre starke Präsenz auf dem Gemeinschafts-
markt zu wahren, lässt sich daraus nicht unbedingt fol-
gern, dass bei Einstellung des Verfahrens gegenüber Tai-
wan etwaige ungenutzte Produktionskapazitäten wieder
auf den Gemeinschaftsmarkt ausgerichtet würden. Dies-
bezüglich wird ebenfalls der Schluss gezogen, dass die
Verlagerung der Produktionskapazitäten in Drittländer
in keinem Zusammenhang mit den handelspolitischen
Schutzmaßnahmen gegenüber Einfuhren mit Ursprung
in Taiwan steht.

3.3 Verkaufspreise auf den Ausfuhrmärkten

(167) Die Preise der zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauf-
ten betroffenen Ware wurden mit den Preisen der zur
Ausfuhr in Drittländer verkauften Ware im UZ vergli-
chen.

(168) Die Untersuchung ergab, dass die Verkaufspreise für die
betroffene Ware (Angaben für alle Typen der betroffenen
Ware) in der Gemeinschaft erheblich höher waren als in
Drittländern (über 10% in den letzten drei Geschäftsjah-
ren). Dieser Preisunterschied zwischen dem Gemein-
schaftsmarkt und anderen Ausfuhrmärkten könnte je-
doch zu einem großen Teil auf die breite Preisstreuung
zwischen den von den ausführenden Herstellern ausge-
führten Warentypen zurückzuführen sein. Da trotz der
geltenden Antidumpingmaßnahmen große Mengen der
betroffenen Ware in die Gemeinschaft ausgeführt werden,
könnte sich für die Ausführer bei Außerkrafttreten der
Maßnahmen ein gewisser Spielraum zur Anhebung ihrer
Ausfuhrpreise ergeben.

(169) Die auf anderen Ausfuhrmärkten üblichen Preise sind
somit kein Hinweis dafür, dass ein Unternehmen seine
Ausfuhrpreise in der Gemeinschaft senkt.

3.4 Wahrscheinliche Entwicklung des Normalwerts

(170) Es wurden keine Hinweise gefunden, die eine Änderung
des Normalwerts wahrscheinlich erscheinen lassen. So-
wohl der Inlandsmarkt als auch die Kostensituation auf
dem Inlandsmarkt blieben konstant.

(171) Was den Einfluss der Rohstoffpreise auf den Normalwert
betrifft, so treffen die Schlussfolgerungen unter Rand-
nummer (157) auch im Falle von Taiwan zu.

3.5 Schlussfolgerungen zu Taiwan

(172) Die vorstehende Analyse zeigt keinerlei Anzeichen für ein
Wiederauftreten von Dumping im Falle eines Außer-
krafttretens der Maßnahmen.

4. SCHLUSSFOLGERUNG ZU DER WAHRSCHEINLICHKEIT
EINES ANHALTENS BZW. WIEDERAUFTRETENS VON
(SCHÄDIGENDEM) DUMPING

(173) Die derzeitigen Maßnahmen gegenüber den Einfuhren
von PSF mit Ursprung in der Republik Korea liegen
über dem zur Beseitigung der schädigenden Auswirkun-
gen der gedumpten Einfuhren erforderlichen Niveau. In
Anbetracht der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder
Wiederauftretens von Dumping im Falle eines Außer-
krafttretens der Maßnahmen und der Ermittlung von
Dumping trotz der derzeit geltenden Maßnahmen gegen-
über der Republik Korea wird der Schluss gezogen, dass
die Maßnahmen geändert und in der in dieser Überprü-
fung festgestellten Höhe festgesetzt werden sollten.
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(174) Demgegenüber gibt es keinen Grund mehr, die derzeiti-
gen Maßnahmen gegenüber den Einfuhren von PSF mit
Ursprung in Taiwan aufrechtzuerhalten. Da bei der Un-
tersuchung keine Hinweise dafür gefunden wurden, dass
bei Aufhebung der Maßnahmen das Dumping anhalten
oder wiederauftreten könnte und die laufende Untersu-
chung nur geringfügiges Dumping ergab, wird der
Schluss gezogen, dass das Verfahren gegenüber Taiwan
ohne Einführung von Maßnahmen eingestellt werden
sollte.

(175) Der antragstellende Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
sprach sich gegen die vorgeschlagene Einstellung des An-
tidumpingverfahrens gegenüber den Einfuhren aus Tai-
wan aus. Es wurde geltend gemacht, dass der taiwanesi-
sche Markt als Ganzes und nicht nur die Lage der in die
Stichprobe einbezogenen ausführenden Hersteller analy-
siert werden sollte, da bei Außerkrafttreten der Maßnah-
men wohl eher die nicht in die Stichprobe einbezogenen
Unternehmen die betroffene Ware erneut zu gedumpten
Preisen in die Gemeinschaft ausführen würden. Aufgrund
ihrer schlechten Finanzlage würden die nicht in die Stich-
probe einbezogenen Unternehmen sicherlich versuchen,
ihren Cashflow durch Aufstockung ihrer Ausfuhren (zu
gedumpten Preisen) zu verbessern. Ihre Preisstrategie bei
den Ausfuhren in die USA würde dies ebenfalls bestäti-
gen. Des Weiteren wurde darauf hingewiesen, dass die
Produktionskapazität dieser Unternehmen rund 66%
des Gemeinschaftsverbrauchs betrage und bei entsprech-
enden Ausfuhren erhebliche Auswirkungen zu befürchten
wären.

(176) Es sei in diesem Rahmen festgehalten, dass auf die in die
Stichprobe einbezogenen Unternehmen nicht nur 95%
der Ausfuhren aus Taiwan in die Europäische Union,
sondern auch 43% der Ausfuhren aus Taiwan in andere
Länder, 71% der Inlandsverkäufe und 57% der inländ-
ischen PSF-Produktion entfallen, so dass die Stichprobe
als repräsentativ im Sinne des Artikels 17 der Grundver-
ordnung zu betrachten ist. Des Weiteren sei angemerkt,
dass der antragstellende Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft in früheren Phasen des Verfahrens keine Einwände
gegen die Stichprobe erhob.

(177) In Bezug auf die Wahrscheinlichkeit eines Wiederauftre-
tens schädigenden Dumpings stützte der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft seine Argumentation ausschließ-
lich auf Behauptungen, die nicht nur einschlägige Beweise
untermauert wurden. Was die Behauptung anbetrifft, die
nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen wür-
den aufgrund ihrer schlechten finanziellen Situation si-
cherlich versuchen, ihren Cashflow durch Aufstockung
ihrer Ausfuhren in die EG zu gedumpten Preisen zu ver-
bessern, ist anzumerken, dass Barmittel auch auf anderem
Wege als durch höhere Ausfuhrmengen erwirtschaftet
werden können, beispielsweise durch zusätzliche Geldauf-
nahme, den Verkauf nicht rentabler Geschäftsbereiche
und die Erhöhung des Unternehmenskapitals durch die
Ausgabe von Geschäftsanteilen. Des Weiteren wurden
keine überzeugenden Beweise für die angeblich gedump-
ten Preise der Ausfuhren in die USA beigebracht. Außer-
dem ließen die antragstellenden Unternehmen des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft bei ihrer Analyse der
Produktionskapazität in Taiwan einen etwaigen Kapazi-

tätsabbau in Taiwan aufgrund der Verlagerung taiwanesi-
scher Produktionsstätten ins Ausland so wie die Tatsache,
dass einer der Hersteller in Taiwan in Konkurs ging, au-
ßer Acht.

(178) Angesichts des Vorstehenden wird die Schlussfolgerung
bezüglich eines möglichen Wiederauftretens von Dum-
ping durch Ausfuhren aus Taiwan aufrechterhalten.

E. SCHÄDIGUNG

1. DEFINITION DES WIRTSCHAFTSZWEIGS DER GEMEIN-
SCHAFT

(179) Die folgenden Gemeinschaftshersteller unterstützten den
Antrag:

— Catalana de Polimers, S.A., Spanien

— Dupont Sabanci Polyester GmbH, Deutschland

— Industrias Químicas Textiles, S.A., Spanien

— Tergal Fibres, S.A., Frankreich

— Trevira GmbH, Deutschland

— Wellman International Limited, Irland

(180) Da auf diese sechs antragstellenden und kooperierenden
Gemeinschaftshersteller 49% der Gemeinschaftsproduk-
tion der betroffenen Ware entfallen und keiner der ande-
ren, den Antrag nicht unterstützenden Gemeinschaftsher-
steller ausdrücklich Einwände gegen die Einleitung des
derzeitigen Verfahrens erhob, werden die antragstellenden
Hersteller als Wirtschaftszweig der Gemeinschaft im
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und des Artikels 5 Ab-
satz 4 der Grundverordnung angesehen und im Folgen-
den als solcher bezeichnet. Zwei Hersteller, die den An-
trag nicht unterstützten, übermittelten der Kommission
dennoch allgemeine Informationen.

2. GEMEINSCHAFTSVERBRAUCH

(181) Der Gemeinschaftsverbrauch wurde anhand der Einfuh-
ren der betroffenen Ware aus den von der Untersuchung
betroffenen Ländern sowie allen anderen Drittländern, die
bekanntermaßen die betroffene Ware produzieren und in
die Gemeinschaft ausführen, und der Verkaufsmengen
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft und anderer Ge-
meinschaftshersteller auf dem Gemeinschaftsmarkt ermit-
telt. Da nur zwei von zehn nicht antragstellenden Ge-
meinschaftsherstellern Angaben zu ihren Verkaufsmen-
gen übermittelten, wurden die Verkäufe der anderen
acht Hersteller mittels der im Antrag des Wirtschafts-
zweigs angegebenen Daten berechnet. Diese Daten wur-
den durch Veröffentlichungen eines unabhängigen und
auf die Faserindustrie spezialisierten Beratungsunterneh-
mens bestätigt.

(182) Zum Zwecke der Einheitlichkeit wurde zur Ermittlung
der Einfuhrmengen für die in diesem Verfahren relevan-
ten KN-Codes auf Eurostat-Daten zurückgegriffen. In die-
sem Zusammenhang ist von Interesse, dass die von den
Herstellern in den Ausfuhrländern angegebenen Einfuhr-
mengen den Eurostat-Zahlen entsprachen.
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(183) Diesen Daten zufolge stagnierte der Gemeinschaftsver-
brauch mit einem leichten Rückgang von 712 773 Ton-
nen im Jahr 2000 auf 709 828 Tonnen im UZ.

Tabelle 1

2000 2001 2002 UZ

Gemeinschaftsver-
brauch (in Ton-
nen)

712 773 661 227 729 916 709 828

Index 100 94 102 99

3. PSF-EINFUHREN AUS DEN BETROFFENEN LÄNDERN

3.1 Kumulierung

(184) Da für Taiwan eine Dumpingspanne von unter 2% fest-
gestellt wurde (vgl. Randnummern (138) bis (146)), wa-
ren die Bedingungen des Artikels 3 Absatz 4 der Grund-
verordnung für eine kumulative Beurteilung der Einfuh-
ren der betroffenen Ware aus diesem Land und den Ein-
fuhren der betroffenen Ware aus den anderen Ländern,
die Gegenstand dieser Untersuchung sind, nicht erfüllt.

(185) Des Weiteren prüfte die Kommission, ob die Auswirkun-
gen der PSF-Einfuhren mit Ursprung in der VR China,
Saudi-Arabien und Südkorea (nachstehend „betroffene
Länder“ genannt) gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Grund-
verordnung kumulativ beurteilt werden sollten.

(186) Gemäß diesem Artikel sind die Auswirkungen von Ein-
fuhren kumulativ zu beurteilen, wenn die ermittelte
Dumpingspanne für die Einfuhren aus jedem einzelnen
Land den in Artikel 9 Absatz 3 genannten Mindestpro-
zentsatz übersteigt, das Volumen der Einfuhren aus je-
dem einzelnen Land nicht unerheblich ist und wenn eine
kumulative Beurteilung der Auswirkungen der Einfuhren
angesichts des Wettbewerbs zwischen den eingeführten
Waren sowie des Wettbewerbs zwischen den eingeführ-
ten Waren und der gleichartigen Ware aus der Gemein-
schaft angemessen ist.

3.1.1 Dumpingspanne und Einfuhrvolumen

(187) Wie bereits weiter oben angemerkt, wurde im Rahmen
dieser Untersuchung festgestellt, dass die für die VR
China, Saudi-Arabien und Südkorea ermittelten Dum-
pingspannen alle weit über der Geringfügigkeitsschwelle
lagen und die Einfuhrmengen dieser Länder mit Markt-
anteilen im UZ von 4,7 %, 3,1 % bzw. 10% nicht uner-
heblich im Sinne des Artikels 5 Absatz 7 der Grundver-
ordnung waren.

3.1.2 Wettbewerbsbedingungen

(188) Um zu ermitteln, ob angesichts des Wettbewerbs eine
kumulative Beurteilung zwischen der eingeführten Ware

und der gleichartigen Ware aus der Gemeinschaft ange-
messen ist, untersuchte die Kommission zunächst das
Marktverhalten der Ausführer im Hinblick auf Ausfuhr-
preise und -mengen.

(189) In Bezug auf die Ausfuhrpreise wurde bei den Herstellern
in der VR China, Saudi-Arabien und Südkorea ein ähn-
liches Marktverhalten festgestellt. Diese Länder haben ihre
jeweiligen durchschnittlichen Stückpreise im Bezugszeit-
raum um 27%, 23% bzw. 15% gesenkt. Darüber hinaus
wurden bei den Einfuhren aus diesen drei Ländern ähn-
liche Preisunterbietungsspannen ermittelt (vgl. Randnum-
mer (200)).

(190) Des Weiteren haben sich alle drei Länder erhebliche An-
teile des Gemeinschaftsmarkts sichern können, wobei
Südkorea das bei weitem wichtigste Ausfuhrland dieser
drei Länder ist (im UZ stammten 4,7% der Ausfuhren
der betroffenen Ware aus der VR China, 3,1 % aus Saudi-
Arabien und 10% aus Südkorea).

(191) Die Untersuchung zeigte außerdem, dass die Einfuhren
aus der VR China, Saudi-Arabien und Südkorea in die
Gemeinschaft über dieselben Vertriebskanäle abgewickelt
wurden, da besagte Einfuhren überwiegend über Ver-
triebsgesellschaften und weniger an Endabnehmer ver-
kauft wurden.

(192) Wie weiter oben erläutert (vgl. Randnummer (22) ff.),
ergab die Untersuchung, dass die aus der VR China,
Saudi-Arabien und Südkorea eingeführte und die vom
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft hergestellte betroffene
Ware die gleichen grundlegenden materiellen und chemi-
schen Eigenschaften haben; die einzelnen Typen sind so-
mit aufgrund ihrer Austauschbarkeit als gleichartige Ware
zu betrachten und konkurrieren miteinander.

(193) Ein ausführender Hersteller in Saudi-Arabien machte gel-
tend, dass aus diesem Land ausgeführte PSF nicht mit PSF
konkurrierten, die in anderen betroffenen Ländern (insbe-
sondere in der VR China) oder vom Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft hergestellt werden. Die saudi-arabische PSF-
Produktion konzentriere sich ausschließlich auf Basis-
oder Standardfasern, d. h. Warentypen, die nicht für spe-
zifische Anwendungen, sondern für allgemeine Verwen-
dungszwecke bestimmt seien, während die Hersteller in
der VR China und die Gemeinschaftshersteller über die
nötigen Kapazitäten für die Herstellung so genannter
„Spezialfasern“ verfügten bzw. diese tatsächlich herstell-
ten. Diese Spezialfasern werden in der Regel für be-
stimmte Anwendungen oder Endverwendungen herge-
stellt und zeichnen sich durch spezifische technische
Merkmale aus (z. B. schwer entflammbar, antibakteriell,
Pilling-resistent) und erfordern normalerweise einen ho-
hen F&E-Aufwand. Einige Verwender machten außerdem
geltend, dass der Typ „hollow conjugate“, den die vorge-
nannten Verwender als Spezialtyp bezeichneten, in der
Gemeinschaft nur von südkoreanischen Herstellern ange-
boten wird.
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(194) Diese Argumente konnten in der Untersuchung nicht
bestätigt werden. Die Untersuchung ergab, dass aus der
VR China ausschließlich Basis- oder Standardfasern aus-
geführt wurden. Demgegenüber handelte es sich bei den
PSF aus Südkorea nicht ausschließlich um den Warentyp
„hollow conjugate“; im UZ machte dieser Warentyp nur
24% der Gesamtausfuhren in die Europäische Gemein-
schaft aus. Des Weiteren kann der Warentyp „hollow
conjugate“ entsprechend der weiter oben formulierten
Definition nicht als „Spezialtyp“ betrachtet werden. Es
liegen einschlägige technische Erläuterungen vor, denen
zufolge alle PSF-Hersteller normalerweise in der Lage
sind, den Warentyp „hollow conjugate“ herzustellen; die
meisten verzichten allerdings darauf, weil es sich auf-
grund der vorherrschenden Preisniveaus nicht mehr rech-
net. Obwohl der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
„Spezialfasern“ herstellt und verkauft, besteht sein Haupt-
geschäft in der Herstellung von Basis- oder Standardfa-
sern.

(195) Die Untersuchung ergab somit, dass die Ausfuhren der
betroffenen Ware aus den betroffenen Ländern miteinan-
der sowie mit PSF, die vom Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft hergestellt werden oder hergestellt werden
könnten, konkurrieren.

(196) Auf der Grundlage der vorstehenden Feststellungen
wurde der Schluss gezogen, dass alle Voraussetzungen
für eine kumulative Beurteilung der Auswirkungen der
Einfuhren von PSF mit Ursprung in der VR China,
Saudi-Arabien und Südkorea erfüllt waren.

3.2 Kumulierte Mengen und Marktanteile der Einfuhren

(197) Die kumulierten gedumpten Einfuhren aus der VR China,
Saudi-Arabien und Südkorea stiegen von 111 905 Ton-
nen im Jahr 2000 auf 125 633 Tonnen im UZ, d. h. um
12 %.

(198) Entsprechend wuchsen die kumulierten Marktanteile von
15,6% (2000) auf 17,6 % (UZ).

Tabelle 2

VR China, Saudi-
Arabien & Südkorea 2000 2001 2002 UZ

Einfuhren
(in Tonnen)

111 905 89 457 120 847 125 633

Index 100 79 107 112

Marktanteil 15,6 % 13,5% 16,5% 17,6%

3.3 Preise und Preisunterbietung

(199) Der gewogene durchschnittliche Preis der gedumpten
Einfuhren mit Ursprung in der VR China, Saudi-Arabien
und Südkorea sank von 2000 bis zum UZ um 18%.

Tabelle 3

VR China, Saudi-
Arabien & Südkorea 2000 2001 2002 UZ

Gewogener durch-
schnittlicher Preis
(EUR/kg)

1,08 1,07 0,9689 0,89

Index 100 99 88 82

(200) Zur Prüfung des Vorliegens einer Preisunterbietung zog
die Kommission Angaben über den UZ heran. Bei den
entsprechenden Verkaufspreisen des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft handelte es sich um die Verkaufspreise
für unabhängige Abnehmer, die, sofern erforderlich,
durch entsprechende Berichtigungen auf die Stufe ab
Werk (ohne Frachtkosten innerhalb der Gemeinschaft
und nach Abzug von Preisnachlässen und Mengenrabat-
ten) gebracht wurden. Die Preise für die verschiedenen in
den Fragebogen aufgeführten PSF-Typen wurden mit den
von den Ausführern in Rechnung gestellten Verkaufsprei-
sen abzüglich etwaiger Mengenrabatte verglichen und
wurden sofern notwendig und gerechtfertigt auf die Stufe
cif frei Grenze der Gemeinschaft berichtigt.

(201) Im UZ betrug die gewogene durchschnittliche Preisunter-
bietungsspanne für die VR China 16%, für Saudi-Arabien
16,8% und für Südkorea 24%.

4. LAGE DES WIRTSCHAFTSZWEIGS DER GEMEINSCHAFT

4.1 Produktion

(202) Das Produktionsvolumen des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft ging im Bezugszeitraum um 5% zurück.

Tabelle 4

2000 2001 2002 UZ

Produktion
(in Tonnen)

236 902 229 598 225 290 224 649

Index 100 97 95 95

4.2 Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung

(203) Die Produktionskapazität für PSF blieb im Bezugszeit-
raum konstant und stieg lediglich von 271 466 Tonnen
im Jahr 2000 auf 277 561 Tonnen im Bezugszeitraum.
Im UZ entsprach die Produktionskapazität des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft 36% des gesamten Ge-
meinschaftsverbrauchs.

(204) Die Kapazitätsauslastung sank um sechs Prozentpunkte
von 87% auf 81%. Da die Produktionskapazität als sol-
che nicht zurückging, ist die geringere Kapazitätsauslas-
tung alleinig auf die rückläufige Produktion des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft zurückzuführen.

Tabelle 5

2000 2001 2002 UZ

Produktionskapazi-
tät (in Tonnen)

271 466 272 561 277 561 277 561

Index 100 100 102 102

Kapazitätsauslas-
tung

87% 84% 81% 81%
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4.3 Lagerbestände

(205) Die Lagerbestände nahmen im Bezugsraum um 13% zu.
Dies ist jedoch nicht als Hinweis für eine Schädigung zu
werten, da diese Lagerbestände lediglich die Entscheidung
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft widerspiegeln,
grundsätzlich eine Monatsproduktion als Lagerbestand
der betroffenen Ware zu halten.

Tabelle 6

2000 2001 2002 UZ

Lagerbestände
(in Tonnen)

20 560 22 301 21 592 23 317

Index 100 108 105 113

4.4 Investitionen

(206) Die Ermittlung der Investitionen erfolgte anhand von
Informationen, die von fünf der antragstellenden und

den Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft bildenden Un-
ternehmen übermittelt wurden. Das sechste Unternehmen
stellte keine zuverlässigen Informationen zur Verfügung.
Im Bezugszeitraum tätigten die fünf Unternehmen, die
zuverlässige Investitionszahlen übermittelten, Investitio-
nen im Werte von 34,5 Mio. EUR. Tabelle 7 zeigt einen
Aufwärtstrend der Investitionstätigkeit; nur im Jahr 2002
kehrte sich diese Entwicklung gegenüber dem Vorjahr
um. Die Untersuchung ergab jedoch, dass die Investitio-
nen ausschließlich dem Erhalt des Bestands dienten. Ein
großer Teil der Investitionen bezog sich direkt auf die
Herstellung der betroffenen Ware. Nur einer der Herstel-
ler des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft investierte in
größerem Umfang in ein Recycling-Werk, das den Roh-
stoff (Polyethylenterephtalat-Flocken) für den PSF-Herstel-
lungsprozess liefert.

(207) Umfang und Art der Investitionen (im Wesentlichen zum
Erhalt des Bestands) werden von der Kommission in An-
betracht der Tatsache, dass es sich hier um einen kapital-
intensiven Industriezweig handelt, als niedrig eingestuft.

Tabelle 7

2000 2001 2002 UZ

Investitionen (in EUR) (5 der 6 Unternehmen des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft)

4 325 661 12 850 473 5 833 264 11 522 994

Index 100 297 132 238

4.5 Verkäufe und Marktanteil

(208) Die PSF-Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
in der Europäischen Gemeinschaft sind von 2000 bis
zum UZ um 6% zurückgegangen. Gleichzeitig stieg der
Gemeinschaftsverbrauch im Bezugszeitraum um 11%, so
dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft aufgrund der
rückläufigen Verkäufe Marktanteile verlor. So schrumpfte
der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
im UZ von 31 % auf 29%.

Tabelle 8

2000 2001 2002 UZ

Verkäufe in der EG
(in Tonnen)

220 695 213 322 211 609 206 926

Index 100 97 96 94

Marktanteil 31% 32% 29% 29%

4.6 Preise

(209) Die Stückpreise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
sanken im Bezugszeitraum um 8%. Dieser Preiseinbruch
erfolgte, wie aus Tabelle 9 ersichtlich, nach 2001 und
somit zeitgleich mit dem massiven Anstieg der Einfuhren
aus den betroffenen Ländern und dem deutlichen Rück-
gang der Preise für diese Einfuhren.

Tabelle 9

2000 2001 2002 UZ

Gewogener Durch-
schnittspreis (EUR/kg)

1,48 1,49 1,38 1,36

Index 100 101 93 92

4.7 Rentabilität

(210) Die gewogene durchschnittliche Nettoumsatzrentabilität
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft sank von 4,4%
im Jahr 2000 auf – 3,2% im UZ.

Tabelle 10

2000 2001 2002 UZ

Gewogene durchschnitt-
liche Nettoumsatzren-
dite

4,4 % 1,2% -2,9 % -3,2 %

4.8 Cashflow und Nettokapitalrendite

(211) Der Cashflow verschlechterte sich im Bezugszeitraum
von 25 687 824 EUR im Jahr 2000 auf 12 178 328
EUR im UZ.
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(212) Die Ermittlung der Nettokapitalrendite erfolgte anhand
der von den fünf Unternehmen übermittelten Informatio-
nen. Das sechste Unternehmen stellte keine zuverlässigen
Informationen zur Verfügung. Aus den allgemeinen An-
gaben dieses Unternehmens zur Nettokapitalrendite ließ
sich für die betroffene Ware allerdings derselbe Trend

ablesen wie bei den anderen fünf Unternehmen. Die
zur Verfügung gestellten Informationen zeigten für den
Bezugszeitraum einen massiven Rückgang der Nettokapi-
talrendite, und zwar von 51,1 % im Jahr 2000 auf – 8,5%
im UZ.

Tabelle 11

2000 2001 2002 UZ

Cashflow (EUR) 25 687 824 17 843 711 14 511 142 12 178 328

Index 100 70 56 47

Gewogene Nettokapitalrendite (5 der 6 Unternehmen) 51,1 % 19,9% 47,4% -8,5 %

4.9 Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten

(213) Einige Unternehmen finanzieren ihre Geschäftstätigkeiten
aus Quellen ihrer Finanzgruppe; hierbei handelt es sich
entweder um eine Zentralisierung des Kassenwesens
(„cash pooling“) oder konzerninterne Darlehen, die von
den Muttergesellschaften gewährt werden. In anderen Fäl-
len wird der vom Unternehmen erwirtschaftete Cashflow
als Finanzierungsquelle genutzt. Andere Unternehmen
wiederum stockten ihr Eigenkapital auf, indem sie Wag-
niskapitalstrukturen mit Finanzinstituten eingingen, die in
bestimmten Fällen deren beteiligte Unternehmen mit
Hilfe von Gesellschafterdarlehen weiter finanzierten.

(214) Die meisten Unternehmen des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft hatten somit keine größeren Kapitalbe-
schaffungsprobleme. Nur eines der überprüften Unter-
nehmen hatte sowohl in Bezug auf Schuldverpflichtun-
gen als auch Eigenkapital erhebliche Finanzierungspro-
bleme.

4.10 Beschäftigung und Löhne

(215) Die Beschäftigung im Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
sank im Bezugszeitraum um 7%. Insgesamt mussten 84
Arbeitsplätze abgebaut werden. Eines der Unternehmen
legte keine zuverlässigen Informationen über die Löhne
im Jahr 2000 vor. In den anderen Jahren des Bezugs-
zeitraums stiegen die Lohnzahlungen um 5%, was aller-
dings weit unter dem für den Bezugszeitraum verzeich-
neten durchschnittlichen Anstieg des Harmonisierten Ver-
braucherpreisindex (9,1 %) für die vier Länder, in denen
der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft angesiedelt ist,
liegt.

Tabelle 12

2000 2001 2002 UZ

Beschäftigte 1 270 1 223 1 227 1 186

Index 100 96 97 93

Gewogener Durch-
schnittslohn (EUR/
Jahr) (für 5 der 6
Unternehmen im
Jahr 2000)

31 993 40 340 41 054 42 430

Index 100 102 105

4.11 Produktivität

(216) Die Produktivität auf dem gesamten Markt war im Be-
zugszeitraum konstant und ging von 2000 bis zum UZ
nur um 2% zurück. In dieser Entwicklung spiegelt sich
das geringe Investitionsniveau im Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft (sowohl in qualitativer als auch quantitati-
ver Hinsicht) wider (vgl. Randnummern (206) ff.).

Tabelle 13

2000 2001 2002 UZ

Produktivität (Ton-
nen/Beschäftigten)

195 195 190 192

Index 100 100 97 98

4.12 Wachstum

(217) Insgesamt ging der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft um 2 Prozentpunkte zurück, woraus wie-
derum zu schließen ist, dass das Wachstum noch hinter
dem rückläufigen Verbrauch auf dem Gesamtmarkt (der
um 1% sank) zurückblieb.

4.13 Höhe der Dumpingspanne und Erholung von bisheri-
gem Dumping

(218) Die Auswirkungen der Höhe der tatsächlichen Dumping-
spanne auf den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft kön-
nen angesichts der Menge und der Preise der Einfuhren
aus der VR China, Saudi-Arabien und Südkorea nicht als
unerheblich angesehen werden.

(219) Des Weiteren wird die Auffassung vertreten, dass der
erhebliche Anstieg der gedumpten Einfuhren aus der
VR China und Saudi-Arabien in die Gemeinschaft sowie
die unbefriedigende Preisentwicklung bei den Einfuhren
aus Südkorea die erwartete Erholung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft vom bisherigen Dumping ver-
hindert haben.
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5. SCHLUSSFOLGERUNG ZUR SCHÄDIGUNG

(220) Die Einfuhrmengen aus der VR China, Saudi-Arabien und
Südkorea haben sowohl in absoluten Zahlen als auch im
Hinblick auf den Marktanteil erheblich zugenommen. Ihr
Marktanteil hat sich im Bezugszeitraum um 2 Prozent-
punkte erhöht. Darüber hinaus ging der gewogene
Durchschnittspreis der Einfuhren aus diesen Ländern im
Bezugszeitraum um 18% zurück. Die erhebliche Preis-
unterbietung, die in der Untersuchung festgestellt wurde,
bekräftigt diesen Rückgang.

(221) Bei den meisten Schadensindikatoren ergab sich für den
Bezugszeitraum eine negative Entwicklung, was auf eine
bedeutende Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft hindeutet: Während der gesamte PSF-Ver-
brauch in der Gemeinschaft konstant blieb, fiel das Ge-
samtverkaufsvolumen des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft um 6% mit Marktanteileinbußen von 2 Prozent-
punkten; das Produktionsvolumen ging zurück, die Pro-
duktionskapazität stagnierte und die Kapazitätsauslastung
sank um 6%; die durchschnittlichen Stückpreise fielen
um 8%; die Nettoumsatzrentabilität war negativ und
fiel im Bezugszeitraum um 7,6 Prozentpunkte; auch an-
dere rentabilitätsbezogene Indikatoren wie Cashflow und
Nettokapitalrendite verschlechterten sich im Bezugszeit-
raum; Beschäftigung und Produktivität gingen um 7%
bzw. 2% zurück. Trotz der positiven Entwicklungen in
Bezug auf Investitionstätigkeit und Löhne gibt es keinen
Zweifel an der allgemeinen Schädigung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft, da für einen solch kapitalinten-
siven Industriezweig das Investitionsniveau gering war
und die Lohnerhöhungen im Grunde nur der Inflations-
rate im Bezugszeitraum entsprachen.

(222) Aus den vorstehenden Gründen wird der Schluss gezo-
gen, dass sich der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft in
einer schwierigen wirtschaftlichen und finanziellen Lage
befand und eine bedeutende Schädigung im Sinne des
Artikels 3 der Grundverordnung erlitt.

F. SCHADENSURSACHE

1. EINLEITUNG

(223) Gemäß Artikel 3 Absatz 6 und Artikel 7 der Grundver-
ordnung wurde geprüft, ob die bedeutende Schädigung
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft durch die ge-
dumpten Einfuhren aus den betroffenen Ländern verur-
sacht worden war. Gemäß Artikel 3 Absatz 7 der Grund-
verordnung prüfte die Kommission auch andere Faktoren,
die den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft geschädigt
haben könnten, um sicherzustellen, dass die durch jene
anderen Faktoren verursachte Schädigung nicht zu Un-
recht den gedumpten Einfuhren zugerechnet wurde.

2. AUSWIRKUNGEN DER GEDUMPTEN EINFUHREN

(224) Die Einfuhren aus den betroffenen Ländern stiegen im
Bezugszeitraum mengenmäßig um 12% mit einem

gleichzeitigen Marktanteilgewinn von 2 Prozentpunkten.
Die Preise der Einfuhren mit Ursprung in der VR China,
Saudi-Arabien und Südkorea fielen um 18% und unter-
boten maßgeblich die Preise des Wirtschaftszweigs um
16%, 16,8 % bzw. 24%.

(225) Der Anstieg der Einfuhrmengen mit Ursprung in der VR
China, Saudi-Arabien und Südkorea und die Zunahme
ihrer Marktanteile zu Preisen, die deutlich unter jenen
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft lagen, fielen zeit-
lich mit der Verschlechterung der Lage des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft zusammen.

(226) Die Verkaufsmengen und die Marktanteile des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft sind gesunken. Die Ver-
kaufsmengen gingen um 6% und die Marktanteile um 2
Prozentpunkte zurück. Die vom Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft eingebüßten Marktanteile wurden vollstän-
dig von den gedumpten Einfuhren aus der VR China,
Saudi-Arabien und Südkorea übernommen.

(227) Der Rückgang der Preise des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft verlief parallel zum anhaltend rückläufigen
Preistrend bei den Einfuhren der betroffenen Ware aus
der VR China, Saudi-Arabien und Südkorea. Da der Preis-
rückgang beim Wirtschaftszweig der Gemeinschaft genau
zu dem Zeitpunkt (2001) einsetzte, als auch die durch-
schnittlichen Einfuhrpreise der VR China, Saudi-Arabiens
und Südkoreas zurückgingen (vgl. Randnummern (199)
und (209) sowie die Tabellen 3 und 9), konnte eindeutig
festgestellt werden, dass die niedrigen Preise der gedump-
ten Einfuhren in die Gemeinschaft zu einem Preisrück-
gang geführt hatten.

(228) Seit Beginn des Bezugszeitraums hat sich die Rentabilität
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft dramatisch ver-
schlechtert; sowohl 2002 als auch während des UZ
wurde eine negative Rentabilität verzeichnet. Während
der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ab 2002 Verluste
schrieb, waren für die gleiche Zeit aus den betroffenen
Ländern steigende PSF-Einfuhren zu besonders niedrigen
Preisen zu beobachten. Darüber hinaus wurde für einen
der Hersteller des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
festgestellt, dass dessen Nettoumsatzrentabilität für so ge-
nannte Standardfasern, d. h. für Erzeugnisse, bei denen
die Konkurrenz aus den betroffenen Ländern besonders
hoch ist, erheblich stärker einbrach als die Rentabilität für
alle anderen von ihm hergestellten PSF-Typen.

(229) Des Weiteren erfolgte der kontinuierliche Anstieg der
gedumpten Einfuhren aus den betroffenen Ländern zur
selben Zeit wie die negative Entwicklung anderer auf eine
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft hin-
deutender Wirtschaftsfaktoren (z. B. die ungünstige Ent-
wicklung der Beschäftigungslage, der Produktionskapazi-
tät und der Kapazitätsauslastung).

(230) Daher wird der Schluss gezogen, dass die gedumpten
Einfuhren aus den betroffenen Ländern eine wichtige
Rolle bei der Verschlechterung der Lage des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft spielten.
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3. AUSWIRKUNGEN ANDERER FAKTOREN

3.1 Entwicklung des Verbrauchs

(231) Wie bereits unter Randnummer (183) erläutert, blieb der
Verbrauch auf dem Gemeinschaftsmarkt von 2000 bis
zum UZ unverändert. Folglich kann dies nicht als eine
Ursache für die Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft angesehen werden.

3.2 Fehlende Investitionen des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft

(232) Die nachgelagerte Industrie machte wiederholt geltend,
der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft habe es versäumt,
in die Modernisierung des Produktionsprozesses zu inves-
tieren und daher (zumindest teilweise) die Schädigung
selbst verschuldet. Umfang und Art der Investitionen
(im Wesentlichen zum Erhalt des Bestands) sind, wie
unter Randnummer (207) erläutert, in der Tat für einen
kapitalintensiven Industriezweig niedrig.

(233) In Anbetracht der weiter oben erläuterten Umstände (vgl.
Randnummern (202) ff.) war der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft allerdings nicht in der Lage, umfassende
Neuinvestitionen zu tätigen. Die Analyse in diesem Ab-
schnitt ergab indessen, dass keine anderen Faktoren als
die gedumpten Einfuhren erhebliche negative Auswirkun-
gen auf den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft hatten.
Unter diesen Umständen sollte die unzureichende Höhe
der Investitionen nicht als Ursache der Schädigung, son-
dern vielmehr als eine weitere Auswirkung der gedump-
ten Einfuhren betrachtet werden.

3.3 Einfuhren aus anderen Drittländern

(234) Im UZ wurden auch aus den USA, der Türkei, Japan, der
Tschechischen Republik, Polen, Nigeria und Südafrika PSF
eingeführt. Bei der Prüfung, ob Einfuhren aus anderen
Ländern zu der Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft beigetragen haben könnten, wurden auch
die Einfuhren aus Taiwan berücksichtigt. Wie bereits un-
ter Randnummer (145) ausgeführt, war die Dumping-
spanne der Einfuhren aus Taiwan geringfügig.

(235) Die Einfuhrmengen aus anderen Drittländern stiegen ge-
ringfügig von 133 798 Tonnen im Jahr 2000 auf
137 123 Tonnen im UZ. Dieser leichte Anstieg sowie
der konstante PSF-Verbrauch erklären die stagnierenden
Marktanteile der Einfuhren aus anderen Drittländern als
den betroffenen Ländern (19% im Jahr 2000 und im
UZ).

(236) Eurostat-Daten sowie vor Ort überprüfte Daten für den
UZ lassen erkennen, dass die gewogenen durchschnitt-
lichen Preise für die betroffene Ware mit Ursprung in
den restlichen Hauptausführländern mit 1,25 EUR/Tonne
im Großen und Ganzen den gewogenen durchschnittli-
chen Preisen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft ent-
sprachen. Daher wird der Schluss gezogen, dass diese
Einfuhren nicht zur Schädigung des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft beitrugen.

(237) Einige ausführende Hersteller behaupteten, gedumpte Ein-
fuhren aus der Türkei in die Gemeinschaft hätten zur
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft bei-
getragen.

(238) Der größte Teil der PSF-Einfuhren aus der Türkei in die
Gemeinschaft wird über eines der antragstellenden Unter-
nehmen vertrieben, das mit dem ausführenden Hersteller
in der Türkei verbunden ist. Es liegen allerdings einschlä-
gige Unterlagen vor, aus denen hervorgeht, dass das an-
tragstellende Unternehmen die PSF von seinem verbun-
denen Unternehmen unter Marktbedingungen erwarb
und diese in Zeiten starker Marktnachfrage der Ergän-
zung der Produktpalette des fraglichen Gemeinschafts-
herstellers dienten. Diese Einfuhren waren zudem keine
Folge vernachlässigter oder verzögerter Investitionspro-
jekte, die eventuell eine Reduzierung der Produktionska-
pazität des verbundenen Gemeinschaftsunternehmens
hätten bewirken können. Des Weiteren wurde geprüft,
ob der verbundene Einführer in der Gemeinschaft die
PSF mit Ursprung in der Türkei zum selben Preis ver-
kaufte wie die von ihm hergestellten und verkauften Wa-
ren und nicht die durchschnittlichen Preise der anderen
Unternehmen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
unterbot.

3.4 Nicht antragstellende Gemeinschaftshersteller

(239) Die nicht antragstellenden Gemeinschaftshersteller der
betroffenen Ware besaßen im UZ einen Marktanteil
von 31,5%. Im Bezugszeitraum gingen ihr Verkaufsvolu-
men um 7% und ihr Marktanteil um 2 Prozentpunkte
zurück.

(240) Den verfügbaren Informationen zufolge scheinen die
durchschnittlichen Preise der nicht antragstellenden Her-
steller und der antragstellenden Hersteller gleich zu sein,
woraus sich schließen lässt, dass sich die nicht antragstel-
lenden Gemeinschaftshersteller in einer ähnlichen Lage
befinden wie der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft,
d. h. dass auch ihnen durch die gedumpten Einfuhren
eine Schädigung verursacht worden war. Daher kann
nicht der Schluss gezogen werden, dass andere Gemein-
schaftshersteller dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
eine bedeutende Schädigung verursacht hätten.

3.5 Rohstoffpreisschwankungen

(241) Da die Rohstoffkosten einen wesentlichen Teil der Ge-
samtkosten in der PSF-Produktion ausmachen (rund
60%), bestimmen sie in hohem Maße auch die PSF-
Preise.

(242) Für die Produktion von so genanntem neuen („virgin“)
PSF werden Erdölderivate (im Wesentlichen Monoethy-
lenglykol und reine Therephthalsäure) verwendet. In ge-
ringerem, aber zunehmendem Maße stellt der Wirt-
schaftszweig der Gemeinschaft auch so genannte regene-
rierte PSF aus rückgewonnenen Materialien (Flaschen aus
Polyethylentheraphthalat (PET) und andere PET-Abfälle)
her. Außerdem können für die Herstellung von PSF
auch beide Arten von Rohstoffen (Erdölderivate und
rückgewonnene PET-Abfälle) kombiniert werden.
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(243) Die Preise für die Erdölderivate Monoethylenglykol und
reine Therephthalsäure unterliegen den Preisschwankun-
gen für Erdöl. Wie bei den Kontrollbesuchen festgestellt,
ist die Preisentwicklung bei rückgewonnenen Materialien
in der Regel an die Preisschwankungen bei Monoethylen-
glykol und reiner Therephthalsäure gekoppelt.

(244) Daraufhin machten einige ausführende Hersteller geltend,
dass die angebliche Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft durch Rohstoffpreisschwankungen, insbe-
sondere durch den Anstieg des Weltmarktpreises für
Erdöl, verursacht worden sei.

(245) Diesbezüglich ergab die Untersuchung der von den Roh-
stoffherstellern zur Verfügung gestellten Informationen,
dass die Preise für Monoethylenglykol und reine Thereph-
thalsäure von 2002 bis Ende des UZ um 14% bzw. 13%
gestiegen waren. Dieser Preisanstieg schlug sich allerdings
nicht in höheren durchschnittlichen PSF-Preisen des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft nieder (vgl. Randnummer
(209)), obwohl es sich bei Fasern um preisempfindliche
Waren handelt. Die Preise der EU-Hersteller gingen in
demselben Zeitraum sogar leicht zurück. Obwohl davon
auszugehen ist, dass die Hersteller der betroffenen Ware
in Drittländern von ähnlichen Preiserhöhungen für Mo-
noethylenglykol und reine Therephthalsäure als wich-
tigste Produktionsfaktoren aus Erdöl betroffen waren,
gingen der Untersuchung zufolge die Einfuhrpreise für
PSF aus den betroffenen Ländern in demselben Zeitraum
erheblich zurück. Die Untersuchung ergab, dass die Ge-
meinschaftshersteller aufgrund der Konkurrenz durch die
gedumpten Einfuhren nicht in der Lage waren, die höhe-
ren Rohstoffkosten an ihre Kunden weiterzugeben.

(246) Darüber hinaus müsste sich jede mögliche Auswirkung
etwaiger Rohstoffpreisschwankungen sowohl auf die PSF-
Preise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft als auch
der Ausführer in den betroffenen Ländern bemerkbar
machen, da es sich bei Erdöl um einen Rohstoff handelt,
für den weltweit derselbe Preis gilt. Daher wurde dem
vorgenannten Antrag nicht stattgegeben.

3.6 Wechselkursschwankungen

(247) Bei der Untersuchung wurde den Wechselkursschwan-
kungen zwischen Euro und US-Dollar Rechnung getra-
gen. Der größte Teil der Einfuhren aus den betroffenen
Ländern in die Europäische Gemeinschaft wird in US-
Dollar abgerechnet. Ab Mitte 2002 wurde der Euro ge-
genüber dem US-Dollar aufgewertet, wobei eine beson-
ders hohe Wertsteigerung im UZ erfolgte, was den Ein-
fuhren in die Euro-Zone besonders zuträglich war. Aus
diesem Grund machten mehrere interessierten Parteien
geltend, dass die Abwertung des US-Dollars gegenüber
dem Euro in einem solchen Dollar-bestimmten Geschäft
unweigerlich Einfuhren von PSF in die Europäische
Gemeinschaft begünstige.

(248) Gleichzeitig kam der Kursgewinn des Euro aber auch den
PSF-Einfuhren aus anderen Ländern als jenen, für die
Dumping festgestellt wurde, zugute. Während jedoch
die Einfuhrmengen aus diesen Ländern im Bezugszeit-
raum stagnierten (und von 2002 bis zum UZ sogar leicht

zurückgingen), nahmen die Einfuhren aus Ländern, für
die Dumping festgestellt wurde, im selben Zeitraum um
12% zu. Obwohl prima facie nicht ausgeschlossen wer-
den kann, dass der Kursgewinn des Euro gegenüber dem
US-Dollar die Einfuhren der betroffenen Ware aus den
betroffenen Ländern begünstigte, ist die Tatsache, dass die
Wechselkursschwankungen keine Auswirkungen auf die
Einfuhren aus anderen Ländern hatten, ein Beweis dafür,
dass sie nicht als Ursache für den massiven Anstieg der
gedumpten Einfuhren aus den betroffenen Ländern ange-
sehen werden können.

(249) Alle Vorbringen, in denen die Aufwertung des Euro ge-
genüber dem US-Dollar als Ursache für die Schädigung
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft geltend gemacht
werden, können zudem nur für den Zeitraum relevant
sein, in dem diese Aufwertung erfolgte, d. h. ab Mitte
2002 bis zum Ende des UZ und insbesondere im UZ, als
Währungsunterschiede sehr ausgeprägt waren.

(250) Daher wurde der Schluss gezogen, dass die Aufwertung
des Euro gegenüber dem US-Dollar die PSF-Ausfuhren in
die Europäische Gemeinschaft zwar begünstigt haben
mag, dies jedoch nicht den massiven Anstieg der Einfuh-
ren aus den betroffenen Ländern gegenüber den restli-
chen internationalen Einführern erklärt.

4. SCHLUSSFOLGERUNG ZUR SCHADENSURSACHE

(251) Da die Verschlechterung der Lage des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft zeitlich mit dem Anstieg der gedump-
ten Einfuhren aus den betroffenen Ländern, den Markt-
anteilgewinnen und der festgestellten Preisunterbietung
zusammenfiel, wird der Schluss gezogen, dass die ge-
dumpten Einfuhren dem Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft die bedeutende Schädigung verursachten. So wurde
eine zeitlich parallele Entwicklung zwischen rückläufigen
durchschnittlichen Preisen der Einfuhren einerseits und
einem Rückgang der durchschnittlichen Preise des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft festgestellt. Dies schlug
sich nachteilig auf die Rentabilität nieder, die im Jahr
2002 und im UZ, d. h. in der Zeit, als die Einfuhren
aus den betroffenen Ländern am stärksten zunahmen
und die Preise am stärksten zurückgingen, sogar negativ
war.

(252) Nach Analyse einiger Wirtschaftsfaktoren (z. B. Entwick-
lung des Verbrauchs, Einfuhren aus anderen Ländern als
den betroffenen Ländern, Marktverhalten der nicht an-
tragstellenden Hersteller und geringe Investitionstätigkeit
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft) wurde der
Schluss gezogen, dass diese nicht zur Schädigung des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft beigetragen haben
können. Auch wenn andererseits nicht ausgeschlossen
werden kann, dass andere Faktoren wie etwaige Rohstoff-
preis- und Wechselkursschwankungen zu der Schädigung
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft beigetragen ha-
ben könnten, ändern die Auswirkungen dieser Faktoren
nichts an der Feststellung, dass zwischen den gedumpten
Einfuhren aus den betroffenen Ländern und der bedeu-
tenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft tatsächlich ein wesentlicher ursächlicher Zusam-
menhang besteht.
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G. INTERESSE DER GEMEINSCHAFT

1. VORBEMERKUNG

(253) Gemäß Artikel 21 der Grundverordnung wurde geprüft,
ob die Einführung von Antidumpingmaßnahmen dem
Interesse der Gemeinschaft insgesamt zuwiderliefe. Zur
Ermittlung des Gemeinschaftsinteresses wurden alle auf
dem Spiel stehenden Interessen berücksichtigt, d. h. die
Interessen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft, der
Einführer, der Händler und der Verwender der betroffe-
nen Ware.

(254) Um die voraussichtlichen Auswirkungen einer Einfüh-
rung von Maßnahmen oder eines Verzichts auf Maßnah-
men zu bewerten, forderte die Kommission Informatio-
nen von allen Parteien an, die bekanntermaßen betroffen
waren oder sich selbst bei der Kommission meldeten. Auf
dieser Grundlage schickte die Kommission Fragebogen an
den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, an zehn andere
Gemeinschaftshersteller, an 23 Verwender und an drei
Rohstofflieferanten. Die sechs antragstellenden Hersteller
des Wirtschaftszweigs, zwei nicht antragstellende Herstel-
ler, fünf verbundene Einführer, fünfzehn Verwender und
zwei Rohstofflieferanten beantworteten den Fragebo-
gen (8).

(255) Zu Beginn des Verfahrens waren 31 unabhängige Ein-
führer bekannt. In Anbetracht dieser großen Anzahl un-
abhängiger Einführer beschloss die Kommission gemäß
Artikel 17 der Grundverordnung, im Rahmen ihrer Un-
tersuchung mit einer Stichprobe dieser unabhängigen
Einführer zu arbeiten. Die Stichprobe wurde auf der
Grundlage der größten repräsentativen Einfuhrmengen
gebildet, die in angemessener Weise in der zur Verfügung
stehenden Zeit untersucht werden konnten.

(256) Zu diesem Zweck wurden auf der Grundlage der Einfuhr-
mengen aus den betroffenen Ländern zunächst fünf Un-
ternehmen in die Stichprobe einbezogen. Eines der fünf
Unternehmen der Stichprobe war jedoch nicht bereit, den
ihm zugestellten Fragebogen auszufüllen, und wurde des-
halb aufgrund der mangelnden Kooperationsbereitschaft
aus der Stichprobe ausgeschlossen. Auf die restlichen vier
Unternehmen entfallen 14,6 % der gesamten betroffenen
Einfuhren. Die Stichprobe umfasste letztendlich die fol-
genden Unternehmen:

— S.I.M.P., SpA, Italien

— Highams Group Ltd., Vereinigtes Königreich

— Tob Herman Industries, N.V., Belgien

— Marubeni Europe plc, Hamburg Branch, Deutschland

(257) Auf dieser Grundlage wurde untersucht, ob trotz der
Schlussfolgerungen zu Dumping, zur Lage des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft und zur Schadensursache
zwingende Gründe dafür sprachen, dass die Einführung

von Maßnahmen in diesem besonderen Falle nicht im
Interesse der Gemeinschaft lag.

2. WIRTSCHAFTSZWEIG DER GEMEINSCHAFT

(258) Wie unter den Randnummern (202) ff. ausgeführt, wurde
dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eine bedeutende
Schädigung verursacht.

(259) Die Einführung von Antidumpingmaßnahmen würde den
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft in die Lage versetzen,
das Rentabilitätsniveau zu erreichen, das er ohne ge-
dumpte Einfuhren hätte erwirtschaften können, und aus
den Entwicklungen auf dem Gemeinschaftsmarkt Nutzen
zu ziehen. Dies würde die Lebensfähigkeit des PSF-Ge-
schäfts des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft sicher-
stellen.

(260) Auch wenn der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft es
geschafft hat, wichtige Nischenmärkte mit größerem
Wertzuwachs im PSF-Segment oder für Spezialfasern zu
entwickeln, sollte nicht vergessen werden, dass Standard-
fasern für die Spinnerei oder andere Zwecke als die Spin-
nerei nach wie vor das Hauptgeschäft des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft bilden und es sich hierbei um
Marktsegmente handelt, in denen zunehmend Einfuhren
aus den betroffenen Ländern vertreten und die Hersteller
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft am meisten ei-
nem unlauteren Wettbewerb ausgesetzt sind.

(261) Spezialfasern erwirtschaften zwar höhere Gewinne, wer-
den jedoch auch in kleineren Mengen verkauft. Um eine
möglichst hohe Kapazitätsauslastung zu erzielen und die
fixen Produktionskosten decken zu können, muss der
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft große Mengen von
Standard- und Basisfasern verkaufen. Aus diesem Grund
würde die Einführung von Antidumpingzöllen die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit der Produktion von Standard-
und Basis-PSF sowie die weitere Produktion von PSF
mit größerem Wertzuwachs, die wiederum erheblich
von der wirtschaftlichen Tragfähigkeit von Basisfasern
aus Polyester abhängen, gewährleisten. Auf internationa-
ler Ebene ist der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
selbst der Hauptlieferant für Spezialfasern, und ein Mate-
rial mit einem so hohen Wertzuwachs kann nicht aus
den von diesem Verfahren betroffenen Ländern bezogen
werden. Daher vertritt die Kommission die Auffassung,
dass die Einführung von Maßnahmen im Interesse des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft läge.

3. AUSWIRKUNGEN AUF VERWENDER UND EINFÜHRER

(262) Wie unter den Randnummern (254) und (256) erläutert,
gingen von 15 Verwendern Antworten auf den Fragebo-
gen sowie 4 vollständig beantwortete Fragebogen von
unabhängigen Einführern der Stichprobe und fünf Frage-
bogen von verbundenen Einführern ein. Darüber hinaus
erhielt die Kommission Informationen und Vorbringen
von drei Verbraucherverbänden, die eine Einstellung des
laufenden Verfahrens ohne Einführung von Maßnahmen
beantragten.
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(8) Einer der kooperierenden Hersteller, der den Antrag nicht unterstützt
hatte, erklärte, dass seine gesamte PSF-Produktion nicht auf dem
offenen Markt angeboten, sondern an verbundene Unternehmen
für den Eigenbedarf verkauft werde.



(263) Die Verwender der betroffenen Ware sind in der Textil-
branche angesiedelt. Der PSF-Markt umfasst mehrere Seg-
mente: PSF für die Spinnerei (Herstellung von Filamenten
für die Textilproduktion, eventuell in Mischung mit ande-
ren Fasern wie Baumwolle oder Wolle), PSF für andere
Zwecke als die Spinnerei, für so genannte „Non-Woven“-
Produkte (Herstellung von Faserlagen oder Vliesen, die
nicht in Garne umgewandelt werden und die durch Rei-
bung und/oder Faser-Kohäsion und/oder Faser-Adhäsion
verbunden werden, ausgenommen Papier) und Füllfasern
(für die Füllung oder Polsterung von bestimmten Textil-
waren wie Kissen oder Autositzen). In diesem Verfahren
handelt es sich bei den meisten kooperierenden Verwen-
dern um Hersteller von Non-Woven-Produkten. Diese
Verwender sind Mitglied in einem der drei kooperieren-
den Verwenderverbände, die die Interessen der Non-Wo-
ven-Industrie auf europäischer Ebene vertreten (9). Des
Weiteren ist den Angaben der kooperierenden Verwender
in ihren Antworten über ihre Verkäufe zu entnehmen,
dass im UZ rund 5% des gesamten Gemeinschaftsver-
brauchs an PSF und rund 13% der Gesamteinfuhren
aus den betroffenen Ländern auf sie entfiel. Die Verwen-
der und Einführer haben verschiedene Gründe für den
Verzicht auf Antidumpingzölle angeführt.

(264) So machte die nachgelagerte Industrie geltend, dass der
Gemeinschaftsmarkt für PSF in hohem Maße von exter-
nen Lieferanten der betroffenen Ware abhänge (die euro-
päischen Hersteller könnten höchstens 60% des PSF-Be-
darfs decken). Zwei der von der Untersuchung betroffe-
nen Länder (Taiwan und Südkorea) seien nach Kapazität
und Markanteilen in der Gemeinschaft die weltweit wich-
tigsten PSF-Lieferanten. Deshalb wirke sich die Höhe der
Antidumpingzölle direkt auf grundlegende Aspekte des
Gemeinschaftsinteresses aus.

(265) Außerdem machten PSF-Verwender geltend, dass sie auf
einem ausgesprochen preissensiblen Markt tätig seien und
angesichts der scharfen Konkurrenz bei den Endproduk-
ten wie Kissen und Textilien (insbesondere aus Südost-
asien und China) selbst geringste Kostensteigerungen
nicht an die Endabnehmer weitergegeben werden könn-
ten. Diese Länder verkaufen ihre Waren bereits zu sehr
niedrigen Preisen, so dass sich viele europäische Textil-
warenhersteller gezwungen sähen, zumindest teilweise
ihre Produktion in Drittländer zu verlagern.

(266) Darüber hinaus behaupteten verschiedene PSF-Verwender,
dass bestimmte Typen der betroffenen Ware (die Pro-
dukte des Warentyps „hollow conjugate“) aufgrund man-
gelnder technischer Ausstattung nicht in der Gemein-
schaft produziert würden und auch in der nahen Zukunft
nicht von Gemeinschaftsherstellern produziert werden
würden. Diese PSF-Typen, bei denen es sich im Wesent-
lichen um den vorwiegend in Südkorea hergestellten Spe-
zialtyp „hollow conjugate“ handele, müssten deshalb ein-
geführt werden.

(267) Schließlich ist festzuhalten, dass die nachgelagerte Indust-
rie im Gegensatz zur PSF-Industrie arbeitsintensiv sei.
Wie von einigen interessierten Parteien geltend gemacht,
sind in der nachgelagerten Industrie erheblich mehr Ar-
beitskräfte beschäftigt als in der kapitalintensiven PSF-In-
dustrie. Während die europäische Non-Woven-Industrie
16 000 direkt Beschäftigte zählt, arbeiten in der PSF-In-
dustrie nur 1 180 Arbeitskräfte. Angaben der Hersteller
aus der Non-Woven-Industrie zufolge entfallen rund
40% der Gesamtkosten für die von ihnen hergestellten
Ware auf PSF. Es wurde behauptet, dass die Einführung
von Antidumpingzöllen zu Arbeitsplatzverlusten oder
Produktionsverlagerungen ins Ausland führen würden.

(268) Was die angebliche Abhängigkeit des Gemeinschafts-
markts von externen Lieferanten anbetrifft, so ist anzu-
merken, dass bei einer Einführung von Maßnahmen ge-
genüber den Einfuhren aus der VR China und Saudi-Ara-
bien die Antidumpingzölle im Durchschnitt bei 27%
liegen würden, wohingegen diese beiden Länder im UZ
nur einen Marktanteil von 7% besaßen. Andererseits wird
vorgeschlagen, die geltenden Maßnahmen gegenüber den
Einfuhren aus Taiwan aufzuheben und die derzeit gelten-
den Zölle auf die Einfuhren aus Südkorea zu senken. Es
sei in diesem Rahmen darauf hingewiesen, dass Taiwan
und Südkorea im UZ unter Anwendung der derzeit gel-
tenden Maßnahmen (vgl. Randnummer (3)) über einen
Marktanteil von 19% verfügten. Angaben eines angese-
henen und auf den Fasermarkt spezialisierten Beratungs-
unternehmens zufolge verfügten wichtige PSF-Hersteller,
die in Ländern angesiedelt sind, für die keine Antidum-
pingzölle gelten (vor allem USA, Mexiko, Türkei und
Südafrika), im UZ über Überkapazitäten in der Größen-
ordnung von rund 50% des gesamten Gemeinschaftsver-
brauchs. Dabei machen Einfuhren aus diesen Ländern
bereits einen nicht unerheblichen Anteil des Gemein-
schaftsmarkts aus (5,3 % im UZ).

(269) Trotz der vorgeschlagenen Einführung von Antidumping-
zöllen gegenüber der VR China und Saudi-Arabien und
unter Berücksichtigung der Aufhebung der Maßnahmen
gegenüber Taiwan und der Senkung der Antidumping-
zölle gegenüber Südkorea könnten sich die Verwender
in der Gemeinschaft weiterhin auf wichtige Anbieter
der betroffenen Ware (z. B. Südkorea) verlassen bzw.
zu diesen wechseln oder aber die betroffene Ware von
anderen wichtigen Anbietern in Ländern, für die keine
Antidumpingzölle gelten (z. B. Taiwan), beziehen.

(270) Bezug nehmend auf den Einwand der PSF-Verwender, die
aus der Einführung von Antidumpingzöllen erwachsen-
den Kostensteigerungen könnten nicht weitergeben wer-
den, sei für den spezifischen Fall der kooperierenden Ver-
wender, bei denen es sich fast ausschließlich um Herstel-
ler nicht gewebter Produkte handelt und die die betrof-
fene Ware aus der VR China, Saudi-Arabien, Südkorea
und Taiwan beziehen, festgehalten, dass der Anstieg der
Produktionskosten für die kooperierenden Unternehmen
der nachgelagerten Industrie aufgrund der einzuführen-
den Maßnahmen bei rund 0,40% liegen würde, und
zwar unter Berücksichtigung der Tatsache, dass i) der
durchschnittliche Antidumping-Zollsatz für die VR China
und Saudi-Arabien 34,6% beträgt, während diese Länder
im UZ einen Marktanteil von 7,8% besaßen, dass ii) mit
dem durchschnittlichen einzuführenden Zoll auf die Ein-
fuhren aus Südkorea der durchschnittliche Zoll
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(9) Schätzungen zufolge beträgt der Gemeinschaftsverbrauch an nicht
gewebten PSF-Produkten rund 25% des gesamten PSF-Verbrauchs
im UZ.



gegenüber diesem Land, der mit der Verordnung (EG) Nr.
2852/2000 eingeführt wurde, um 2 Prozentpunkte ge-
senkt wird und die Maßnahmen gegenüber Taiwan ein-
gestellt werden sollen, dass iii) Südkorea und Taiwan ins-
gesamt genommen im UZ 19,3% des Gemeinschafts-
markts hielten und dass iv) der Untersuchung zufolge
PSF rund 40% der Produktionskosten der Fertigerzeug-
nisse der kooperierenden Verwender (von Non-Woven-
Produkten) ausmachen.

(271) Sollten die Verwender, wie von ihnen geltend gemacht,
nicht in der Lage sein, einen Anstieg der Produktions-
kosten an ihre Abnehmer weiterzugeben, wären die Aus-
wirkungen auf ihre finanzielle Lage nicht besonders groß.
Dieser geringe Einfluss auf die finanzielle Situation der
nachgelagerten Industrie dürfte deshalb keine negativen
Folgen für die Beschäftigungslage in einer solcher Indust-
rie nach sich ziehen.

(272) Des Weiteren ergab die Untersuchung, dass der Ver-
brauch im Non-Woven-Marktsegment trotz der geltenden
Antidumping- und/oder Ausgleichsmaßnahmen gegen-
über rund 50% der Einfuhren der betroffenen Ware
aus allen Drittländern im Bezugszeitraum gestiegen ist.
Angaben zufolge, die von dem Verband der europäischen
Hersteller von Non-Woven-Produkten übermittelt wur-
den, verzeichnete dieser Sektor für die Zeit von 2000
bis 2002 eine Produktionssteigerung von 17%.

(273) Des Weiteren wurde festgestellt, dass der Warentyp „hol-
low conjugate“ auch vom Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft hergestellt werden könnte, da er durchaus über das
nötige technische Know-how und die erforderlichen Pro-
duktionsanlagen verfügt. Wie bereits zuvor erwähnt, wird
dieses Produkt zur Zeit aufgrund des von den gedumpten
Einfuhren ausgehenden Preisdrucks nicht vom Wirt-
schaftszweig der Gemeinschaft geliefert. Die derzeitigen
Maßnahmen gegenüber der Republik Korea als wichtigs-
tem Lieferanten des Warentyps „hollow conjugate“ wer-
den im Durchschnitt gesenkt.

(274) Aus den vorstehenden Erwägungen und unter Berück-
sichtigung der Höhe der angenommenen Maßnahmen
und der Einstellung des Verfahrens bezüglich der Einfuh-
ren von PSF mit Ursprung in Taiwan wird der Schluss
gezogen, dass dies, wenn überhaupt, dann nicht zu einer
Verschlechterung der Lage der Verwender und Einführer
der betroffenen Ware führen würde.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DIE ROHSTOFFLIEFERANTEN

(275) Zwei Rohstofflieferanten arbeiteten an dem laufenden
Verfahren mit und beantworteten den Fragebogen. Es
handelt sich hierbei um petrochemische Unternehmen,
die die PSF-Hersteller mit reiner Therephthalsäure und
Monoethylenglykol beliefern. Beide Unternehmen unter-
stützten ausdrücklich die Einführung von Antidumping-
zöllen. In Bezug auf das Gemeinschaftsinteresse muss die
Stellung dieser beiden Unternehmen innerhalb des Ver-
fahrens dahingehend relativiert werden, dass ihre Roh-
stoffverkäufe an die PSF-Industrie nur einen geringen
Teil ihres Umsatzes darstellen und eine Einführung von
Maßnahmen sich nicht wesentlich auf ihre Finanz- oder
Geschäftslage auswirken würde.

5. UMWELTERWÄGUNGEN

(276) Wie bereits erläutert, wird bei PSF danach unterschieden,
ob sie aus neuen Rohstoffen wie Erdölderivaten (reine

Therephthalsäure und Monoethylenglykol), aus rückge-
wonnenen Materialien wie PET-Flaschen und anderen
PET-Abfällen oder aber sowohl aus Erdölderivaten als
auch rückgewonnenen Rohstoffen hergestellt werden.
Die Kommission stellte fest, dass der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft im UZ für die Herstellung von PSF
zu rund 60% neue Rohstoffe und zu 40% rückgewon-
nene Rohstoffe verwendete. Der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft plant jedoch eine zunehmende Verwen-
dung rückgewonnener Rohstoffe für die PSF-Herstellung.
Zwei der Hersteller des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft haben in ihren Produktionsstätten bereits Recyc-
ling-Anlagen eingebaut. Ein weiteres Unternehmen plant
entsprechende Maßnahmen für 2004 und 2005.

(277) Gemäß Artikel 6 des Vertrags zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft (nachstehend „Vertrag“ genannt) soll
der Umweltschutz einen Beitrag leisten zur Verwirkli-
chung der in Artikel 2 EG-Vertrag verankerten Ziele, zu
denen unter anderem auch die nachhaltige Entwicklung
des Wirtschaftslebens zählt. In diesem Rahmen räumt die
Gemeinschaft der Abfallvermeidung und der Abfallbe-
wirtschaftung höchste Priorität ein.

(278) So hat die Gemeinschaft entsprechende Rechtsvorschrif-
ten über Verpackung und Verpackungsmüll erlassen (10).
Ein Grundsatz dieser Recksvorschriften besteht dabei in
der Wiederverwertung und Wiederverwendung: Kann
Verpackungsabfall nicht vermieden werden, so sollten
über geeignete Wiederverwertungsmethoden so viele
Stoffe wie möglich wiederverwertet werden. Diesbezüg-
lich hat die Europäische Gemeinschaft kürzlich festgelegt,
dass spätestens bis zum 31. Dezember 2008 mindestens
22,5 % aller Kunststoffe in Verpackungsabfällen wieder-
verwertet werden (11).

(279) Die Untersuchung ergab, dass die PSF-Industrie der
Gemeinschaft im UZ 70% aus PET-Flaschen wiederver-
wertete Stoffe verwendete und somit bei weitem der
wichtigste Verwender solcher Verpackungsabfälle ist (12).
Aus diesen Daten geht hervor, dass die Wiederverwer-
tung von PET-Verpackungsabfällen in Europa in hohem
Maße von der PSF-Industrie als ihrem wichtigstem Ab-
nehmer abhängt.

(280) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass die Einfüh-
rung von Antidumpingzöllen zur Lebensfähigkeit eines
Industriezweigs beitragen wird, der als wichtigster Ab-
nehmer und Verwender von PET-Verpackungsabfällen
eine zentrale Rolle in der Wiederverwertung von PET-
Verpackungsabfällen spielt.

(281) Die vorstehende Schlussfolgerung bleibt von der Tatsache
unberührt, dass, wie einige interessierte Parteien einwand-
ten, die Wiederwertungsindustrie in der Gemeinschaft
auch PET-Abfälle in die VR China ausführt. Die Unter-
suchung ergab, dass der größte Teil des PET-Verpa-
ckungsabfalls von den PSF-Herstellern in der Gemein-
schaft verwendet wird.
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(10) Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungs-
abfälle (ABl. L 365 vom 31.12.1994, S. 10). Zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2004/12/EG.

(11) Siehe Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 94/62/EG.
(12) Weitere Endverwendungen sind das so genannte Bottle-to-Bottle-

Recycling, für die 11% der PET-Flaschen wiederverwertet werden,
Polyesterlagen (7,5 %) und Strapping-Bänder (7,6 %).



6. SCHLUSSFOLGERUNG ZUM INTERESSE DER GEMEIN-
SCHAFT

(282) Unter Berücksichtung aller zuvor genannten Faktoren
wird vorläufig der Schluss gezogen, dass keine zwingen-
den Gründe gegen die Einführung von Antidumpingzöl-
len sprechen.

H. EINSTELLUNG DES VERFAHRENS GEGENÜBER
TAIWAN

(283) In Anbetracht der vorstehenden Feststellungen (vgl.
Randnummern (143) ff.) sind die bisherigen Antidum-
pingmaßnahmen betreffend die Einfuhren mit Ursprung
in Taiwan nicht länger gerechtfertigt. Gemäß Artikel 11
und Artikel 9 der Grundverordnung wird, wenn sich
nach Konsultationen herausgestellt hat, dass keine
Schutzmaßnahmen notwendig sind und im Beratenden
Ausschuss keine Einwände erhoben wurden, die Unter-
suchung oder das Verfahren eingestellt.

(284) Auf der Grundlage der vorstehenden Feststellungen zog
die Kommission den Schluss, dass die Aufrechterhaltung
der derzeit geltenden Schutzmaßnahmen gegenüber den
Einfuhren aus Taiwan nicht nötig ist und das Verfahren
eingestellt werden sollte.

I. ANTIDUMPINGMASSNAHMEN

1. SCHADENSBESEITIGUNGSSPANNEN

(285) Die Antidumpingzölle sollten auf einem Niveau festge-
setzt werden, das zur Beseitigung der durch die gedump-
ten Einfuhren verursachten Schädigung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft ausreicht, ohne dass die ermit-
telten Dumpingspannen überschritten werden. Bei der
Ermittlung des Zollsatzes, der zur Beseitigung der Aus-
wirkungen des schädigenden Dumpings erforderlich ist,

wurde davon ausgegangen, dass etwaige Maßnahmen
dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ermöglichen
sollten, seine Kosten zu decken und insgesamt den an-
gemessenen Gewinn vor Steuern zu erzielen, der unter
normalen Wettbewerbsbedingungen, d. h. ohne ge-
dumpte Einfuhren, erzielt werden könnte. Ohne ge-
dumpte Einfuhren dürfte der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft einen Gewinn vor Steuern in Höhe von
5% erzielen; ein solcher Gewinn wurde im Antrag des
Wirtschaftszweigs als angemessen bezeichnet. Da keine
gegenteiligen Informationen vorlagen, wurde diese Ge-
winnspanne als angemessen betrachtet.

(286) Die erforderliche Preiserhöhung wurde sodann durch ei-
nen Vergleich des bei der Berechnung der Preisunterbie-
tungsspannen zugrunde gelegten gewogenen durch-
schnittlichen Einfuhrpreises mit dem nicht schädigenden
Preis der vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft auf
dem Gemeinschaftsmarkt verkauften gleichartigen Ware
auf derselben Handelsstufe ermittelt.

(287) Der nicht schädigende Preis wurde auf der Grundlage der
Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
berechnet, die zur Berücksichtigung der vorgenannten
Gewinnspanne von 5% angepasst wurden. Die sich aus
diesem Vergleich ergebende Differenz wurde dann als
Prozentsatz des cif-Gesamtwerts der Einfuhren ausge-
drückt.

2. ENDGÜLTIGE MASSNAHMEN

(288) Aufgrund des vorliegenden Sachverhalts wird die Auffas-
sung vertreten, dass auf die Einfuhren der betroffenen
Ware mit Ursprung in der VR China, Saudi-Arabien
und der Republik Korea gemäß Artikel 9 Absatz 4 der
Grundverordnung ein Antidumpingzoll in der Höhe der
Schadens- bzw. Dumpingspanne eingeführt werden
sollte, je nachdem, welche niedriger ist.

(289) Auf dieser Grundlage werden die Zölle wie folgt festgesetzt:

Land Unternehmen
Grundlage
für den AD-
Zoll (%)

Volksrepublik China Cixi Jiangnan Chemical Fiber Co. Ltd.
Sanbei Town Industry Area, Cixi City, Zhejiang Province

26,3

Far Eastern Industries (Shanghai) Ltd.
31-33F, Baoan Tower, No 800, Dongfang Road, Pudong New
District, 200122, Shanghai

4,9

Hangzhou An Shun Pettechs Fibre Industry Co. Ltd.
No 37, East Avenue, Fu-Yang Town, Hangzhou, Zhejiang Province

18,6

Deqing An Shun Pettechs Fibre Industry Co. Ltd.
No 9, Cangqian Road, Chengguan Town Deqing County

18,6

Kunshan An Shun Pettechs Fibre Industry Co. Ltd.
No 78, Huting Road, Bacheng Town, Kunshan, Jiangsu Province

18,6

Jiangyin Changlong Chemical Fiber Co. Ltd.
Houxiang Industrial Zone, Changjing, Jiangsu 214411

24,6

Xiake Color Spinning Co. Ltd.
No 39, East Street, Mazhen, Jiangyin, Jiangsu 214406

49,7

Alle übrigen Unternehmen 49,7
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Land Unternehmen
Grundlage
für den AD-
Zoll (%)

Saudi-Arabien National Polyester Fibers Factory
P.O. Box 42185, Riyadh 11541

20,9

Saudi Basic Industries Corporation (Sabic)
P.O. Box 5101, Riyadh 11422

20,9

Arabian Industrial Fibres Company (Ibn Rushd)
P.O.Box 30701, Yanbu Al-Sinaiyah 21447

20,9

Alle übrigen Unternehmen 20,9

Republik Korea Huvis Corporation
151-7, Samsung-dong, Gangnam-gu, Seoul

5,7

Saehan Industries Inc
254-8, Kongduk-dong, Mapo-ku, Seoul

10,6

Sung Lim Co., Ltd.
RM 911, Dae-Young Bldg, 44-1, Youido-Dong, Youngdungpo-ku,
Seoul

0

Dongwoo Industry Co. Ltd.
729, Geochon-Ri, Bongwha-up, Bongwha-Kun, Kyoungsangbuk-do

6,0

East Young Co. Ltd.
Bongwan #202, Gumi Techno Business Center, 267 Gongdan-
Dong, Gumi-si, Kyungbuk, Korea

6,0

Estal Industrial Co.
845 Hokye-dong, Yangsan-City, Kyungnam

6,0

Geum Poong Corporation
62-2, Gachun-Ri, Samnam-Myon, Ulju-Ku, Ulsan-shi

6,0

Keon Baek Co. Ltd.
1188-3, Shinsang-Ri, Jinryang-Eup, Kyungsan-si, Kyungbuk-do

6,0

Samheung Co. Ltd.
557-12, Dongkyu-Ri, Pochon-Eub Pochon-Kun, Kyungki-do

6,0

Alle übrigen Unternehmen 10,6

(290) Die in dieser Verordnung angegebenen unternehmensspe-
zifischen Antidumpingzollsätze wurden anhand der Fest-
stellungen im Rahmen dieser Untersuchung festgesetzt.
Sie spiegeln damit die Lage der Unternehmen während
dieser Untersuchung wider. Im Gegensatz zu den landes-
weiten Zöllen für „alle übrigen Unternehmen“ gelten
diese Zölle daher ausschließlich für die Einfuhren der
Ware, die ihren Ursprung in den betroffenen Ländern
hat und von den namentlich genannten juristischen Per-
sonen hergestellt wird. Eingeführte Waren, die andere,
nicht mit Namen und Anschrift im verfügenden Teil die-
ser Verordnung genannte Unternehmen, einschließlich
der mit dem ausdrücklich genannten Unternehmen ver-
bundenen Unternehmen, herstellen, unterliegen nicht die-
sen unternehmensspezifischen Zollsätzen, sondern dem
für „alle übrigen Unternehmen“ geltenden Zollsatz.

(291) Etwaige Anträge auf Anwendung dieser unternehmens-
spezifischen Zollsätze (z. B. infolge einer Namensände-
rung des betreffenden Unternehmens oder nach Grün-
dung neuer Produktions- oder Verkaufseinheiten) sind
umgehend unter Beifügung aller relevanten Informatio-
nen an die Kommission (13) zu richten. Beizufügen sind
insbesondere Informationen über etwaige Änderungen

der Unternehmenstätigkeit in den Bereichen Produktion,
Inlandsverkäufe, Ausfuhrverkäufe im Zusammenhang mit
z. B. der Namensänderung oder der Gründung von Pro-
duktions- und Verkaufseinheiten. Die Kommission wird
nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss die Ver-
ordnung gegebenenfalls entsprechend ändern und die
Liste der Unternehmen, für die unternehmensspezifische
Zollsätze gelten, aktualisieren.

3. VERPFLICHTUNGEN

(292) Ein kooperierender ausführender Hersteller in Saudi-Ara-
bien unterbreitete ein Verpflichtungsangebot im Einklang
mit Artikel 8 Absatz 1 der Grundverordnung. Die von
diesem ausführenden Hersteller ursprünglich angebotenen
Mindestpreise reichten jedoch nicht aus, um die schädi-
genden Auswirkungen des Dumpings zu beseitigen. Auch
ein geändertes Angebot des Unternehmens war diesbe-
züglich unzureichend. Außerdem wäre eine ordnungsge-
mäße Überwachung der Verpflichtung angesichts der Ver-
triebsstruktur dieses Unternehmens unmöglich. Das An-
gebot musste daher abgelehnt werden.
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(13) Europäische Kommission Generaldirektion Handel J-79 05/16 Rue
de la Loi/Wetstraat 200 B-1049 Brüssel



(293) Zwei ausführende Hersteller in der VR China unterbrei-
teten ein Verpflichtungsangebot, das von einem Verwen-
derverband unterstützt wurde. Dieses Angebot konnte
jedoch nicht angenommen werden, weil dadurch eine
bestimmte Einfuhrmenge von den endgültigen Maßnah-
men ausgenommen worden wäre. Die Verpflichtung wäre
somit nicht angemessen gewesen, um die dem Wirt-
schaftszweig der Gemeinschaft verursachte Schädigung
zu beseitigen. Alternativ dazu boten diese Ausführer Min-
destpreise für alle Einfuhren in die Gemeinschaft an, de-
ren Höhe jedoch nicht ausreichte, um die schädigenden
Auswirkungen des Dumpings zu beseitigen. Die Ange-
bote mussten daher abgelehnt werden. Darüber hinaus
war es inakzeptabel, dass unterschiedliche Mindestpreise
für verschiedene Warentypen, die bei der Einfuhr nicht
einfach voneinander zu unterscheiden sind, festgelegt
wurden. Die Verpflichtung zur Einhaltung der Mindest-
preise wäre auf diese Weise leicht zu umgehen. Zudem
ergab die Untersuchung, dass die Buchführung des Aus-

führers nicht den internationalen Buchführungsgrundsät-
zen entsprach, was eine Überwachung der Verpflichtung
besonders erschweren würde.

(294) Ein anderer ausführender Hersteller in der VR China, dem
weder MWB noch IB gewährt wurde, unterbreitete ein
Verpflichtungsangebot, mit dem die Preise seiner Ausfuh-
ren in die Gemeinschaft erhöht werden würden. Abge-
sehen von der Tatsache, dass die vorgeschlagene Preiser-
höhung nicht ausreichte, um die schädigenden Auswir-
kungen des Dumpings zu beseitigen, entspricht es nicht
der Vorgehensweise der Kommission, Verpflichtungsan-
gebote von Unternehmen anzunehmen, denen weder
MWB noch IB gewährt wurden, da in einem solchen
Fall keine individuelle Dumpingspanne ermittelt werden
kann. Daher musste das Verpflichtungsangebot des aus-
führenden Herstellers abgelehnt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

1. Auf die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern, weder gekrempelt noch gekämmt noch anders für die
Spinnerei bearbeitet, des KN-Codes 5503 20 00 mit Ursprung in der Volksrepublik China und Saudi-Ara-
bien wird ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt.

2. Für die Waren, die die nachstehend genannten Unternehmen herstellen, gelten folgende Zollsätze auf
den Nettopreis frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt:

Land Unternehmen Zollsatz (%) TARIC-Zusatz-
code

Volksrepublik China Cixi Jiangnan Chemical Fiber Co. Ltd.
Sanbei Town Industry Area, Cixi City, Zhejiang Province

26,3 A590

Far Eastern Industries (Shanghai) Ltd.
31-33F, Baoan Tower, No 800, Dongfang Road, Pudong New
District, 200122, Shanghai

4,9 A591

Hangzhou An Shun Pettechs Fibre Industry Co. Ltd.
No 37, East Avenue, Fu-Yang Town, Hangzhou, Zhejiang Pro-
vince

18,6 A592

Deqing An Shun Pettechs Fibre Industry Co. Ltd.
No 9, Cangqian Road, Chengguan Town Deqing County

Kunshan An Shun Pettechs Fibre Industry Co. Ltd.
No 78, Huting Road, Bacheng Town, Kunshan, Jiangsu Province

Jiangyin Changlong Chemical Fiber Co. Ltd.
Houxiang Industrial Zone, Changjing, Jiangsu 214411

24,6 A595

Alle übrigen Unternehmen 49,7 A999

Saudi-Arabien National Polyester Fibers Factory
P.O. Box 42185, Riyadh 11541

20,9 A597

Saudi Basic Industries Corporation (Sabic)
P.O. Box 5101, Riyadh 11422

20,9 A598

Arabian Industrial Fibres Company (Ibn Rushd)
P.O.Box 30701, Yanbu Al-Sinaiyah 21447

Alle übrigen Unternehmen 20,9 A999
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3. Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollbestimmungen Anwendung.

Artikel 2

Der Teil der Tabelle in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2852/2000 des Rates, der sich auf den
endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren synthetischer Spinnfasern, weder gekrempelt noch gekämmt
noch anders für die Spinnerei bearbeitet, aus Polyestern, des KN-Codes 5503 20 00, mit Ursprung in der
Republik Korea bezieht, erhält folgende Fassung:

Land Unternehmen Zollsatz (%) TARIC-Zusatz-
code

Republik Korea Huvis Corporation
151-7, Samsung-dong, Gangnam-gu, Seoul

5,7 A151

Saehan Industries Inc
254-8, Kongduk-dong, Mapo-ku, Seoul

10,6 A599

Sung Lim Co., Ltd.
RM 911, Dae-Young Bldg, 44-1; Youido-Dong, Youngdungpo-
ku; Seoul

0 A154

Dongwoo Industry Co. Ltd.
729, Geochon-Ri, Bongwha-up, Bongwha-Kun, Kyoungsang-
buk-do

6,0 A608

East Young Co. Ltd.
Bongwan #202, Gumi Techno Business Center, 267 Gongdan-
Dong, Gumi-si, Kyungbuk

6,0 A609

Estal Industrial Co.
845 Hokye-dong, Yangsan-City, Kyungnam

6,0 A610

Geum Poong Corporation
62-2, Gachun-Ri, Samnam-Myon, Ulju-Ku, Ulsan-shi

6,0 A611

Keon Baek Co. Ltd.
1188-3, Shinsang-Ri, Jinryang-Eup, Kyungsan-si, Kyungbuk-do

6,0 A612

Samheung Co. Ltd.
557-12, Dongkyu-Ri, Pochon-Eub Pochon-Kun, Kyungki-do

6,0 A613

Alle übrigen Unternehmen 10,6 A999

Artikel 3

Das Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren synthetischer Polyesterfasern mit Ursprung in Taiwan
wird eingestellt.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 10. März 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident

L. LUX
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